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2. Entscheidungen 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), Straßburg 
U~eil vom 4. Dezember 2008 (Große Kammer) -in englischer und französischer Sprache ausgefertigt- Beschwerde Nr. 30562/04 u.a. 
(emgelegt am 16. August 2004)- S. und Michael Marper gegen Vereinigtes Königreich 

Undifferenzie~e Speiche~ng von Fingerabdrücken, Zellproben und DNA-Protilen von strafrechtlich verdächtigten, aber 
mcht verurteilten Personen verletzt Art. 8 EMRK I S. und Marper gegen Vereinigtes Königreich 

Verfahren: (voller Wortlaut)* 

1. Der Rechtssache liegen zwei Individualbeschwerden 
(Nr. 30562/04 und 30566/04) gegen das Vereinigte König­
reich von Großbritannien und Nordirland zugrunde, die 
zwei britische Staatsangehörige, die Beschwerdeführer 
(Bf.), Herr S. (der erste Bf.) und Herr Michael Marper 
(der zweite Bf.) am 16. August 2004 nach Art. 34 der 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund­
freiheiten ("die Konvention") beim Gerichtshof einge­
reicht hatten. Der Präsident der Großen Kammer (GK) 
hat dem Antrag des ersten Bf. stattgegeben, seinen Na­
men nicht offenzulegen (Art. 47 Abs. 3 VerfO-EGMR}. 

2. Die Bf., denen Verfahrenskostenhilfe gewährt wurde, 
werden von Herrn P. Mahy, Rechtsanwalt in der Kanzlei Ho­
wells, Sheffield, vertreten. Die Regierung des Vereinigten Kö­
nigreichs ("die Regierung") wird durch ihren Verfahrens­
bevollmächtigten, Herrn J. Grainger vom Ministerium für 
Auswärtige und Commonwealth-Angelegenheiten, vertreten. 

3. Gestützt auf Art. 8 und 14 rügen die Bf., dass die Be­
hörden ihre Fingerabdrücke, Zellproben und DNA-Profile 
weiter aufbewahrten, nachdem die gegen sie geführten 
Strafverfahren mit Freispruch beende! bzw. eingestellt 
worden waren. 

4. Die Beschwerden wurden der Vierten Sektion des 
Gerichtshofs zugewiesen (Art. 52 Abs. 1 VerfO-EGMR). 
Am 16. Januar 2007 wurden sie von einer aus folgenden 
Richtern gebildeten Kammer dieser Sektion für zulässig 
erklärt: Josep Casadevall, Präsident, Nicolas Bratza, Gio­
vanni Bonello, Kristaq Traja, Stanislav Pavlovschi, Jan Si­
kuta, Päivi Hirvelä sowie Lawrence Early, Sektionskanzler. 

5. Am 10. Juli 2007 gab die Kammer die Rechtssache an 
die Große Kammer ab, ohne dass eine der beiden Parteien 
der Abgabe widersprochen hätte (Art. 30 der Konvention 
sowie Art. 72 VerfO-EGMR). 

6. Über die Zusammensetzung der Großen Kammer 
wurde gemäß Art. 27 Abs. 2 und 3 der Konvention sowie 
Art. 24 VerfO-EGMR entschieden. 

7. Die Bf. und die Regierung gaben jeweils Stellungnah­
men zur Begründetheit ab. Außerdem gaben Frau Anna 
Fairclough im Namen von Liberty (the National Council 
for Civil Liberties) und die Anwaltskanzlei Covington and 
Burling LLP im Namen von Privacy International, die vom 
Präsidenten zur Teilnahme am schriftlichen Verfahren er­
mächtigt worden waren, als Drittparteien Stellungnahmen 
ab (Art. 36 Abs. 2 der Konvention sowie Art. 44 Abs. 2 
VerfO-EGMR). Beide Parteien erwiderten auf die Stel­
lungnahme von Liberty, und die Regierung erwiderte 
auch auf die Stellungnahme von Privacy International 
(Art. 44 Abs. 5 VerfO-EGMR). 

8. Im Menschenrechtsgebäude in Straßburg fand am 
27. Februar 2008 eine mündliche Verhandlung statt (Art. 59 
Abs. 3 VerfO-EGMR). 

Dabei erschienen vor dem Gerichtshof: 
a) für die Regierung: Frau E. Willmott, Verfahrens­

bevollmächtigte, unterstützt durch: Rechtsanwalt Rahin­
der Singh QC, Rechtsanwalt J. Strachan; N. Fussell, Frau 
P. Mcfarlane, M. Prior, S. Bramble, Frau E. Rees, S. Sen, 
als Berater, D. Gourley, D. Loveday, als Beobachter; 

b) für die Bf: Rechtsanwälte S. Cragg und A. Suter­
walla, P. Mahy (Solicitor). 

Der Gerichtshof hörte die Herren S. Cragg und Rahin­
der Singh QC sowie deren Antworten auf die vom Ge­
richtshof gestellten Fragen an. 

Sachverhalt: 

I. Die Umstände des Falles 

9. Die 1989 bzw. 1963 geborenen Bf. wohnen in Shef­
field. 

10. Der erste Bf., Herr S., wurde am 19. Januar 2001 im 
Alter von 11 Jahren festgenommen und wegen versuchten 
Raubes angeklagt. Fingerabdrücke und DNA-J>rohen 1 wur­
den genommen. Am 14. Juni 2001 wurde er freigesprochen. 

11. Der zweite Bf., Herr Michael Marper, wurde am 
13. März 2001 festgenommen und wegen Beliistigung sei­
ner Lebensgefährtin angeklagt. Fingerabdrücke und DNA­
Proben wurden genommen. Vor der gerichtlichen Vor­
besprechung zur Vorbereitung der mündlichen Verhand­
lung hatten seine Lebensgefährtin und er sich wieder ver­
söhnt und die Anklage wurde fallengelassen. Am 11. Juni 
2001 stellte die Staatsanwaltschaft ( Crown Prosecution 
Service) den Anwälten des Bf. eine Mitteilung über die 
Verfahrenseinstellung zu, und am 14. Juni wurde das Ver­
fahren förmlich eingestellt. 

12. Beide Bf. beantragten die Vernichtung ihrer Finger­
abdrücke und DNA-Proben, was die Polizei jedoch in bei­
den Fällen ablehnte. Die Bf. beantragten die gerichtliche 
Überprüfung der Entscheidungen der Polizei, die Finger­
abdrücke und Proben nicht zu vernichten. Am 22. März 
2002 wies das Verwaltungsgericht (Administrative Court) 
(Lord Justice Rose und Justice Leveson) den Antrag ab 
[[2002] EWHC 478 (Admin)J. 

13. Am 12. September 2002 bestätigte das Berufungs­
gericht (Court of Appeal) die Entscheidung des Verwal­
tungsgerichts mit einer Mehrheit von zwei Stimmen (Chief 
Justice Lord Woolf und Lord Justice Waller} gegen eine 
Stimme (Lord Justice Sedley) [(2003] EWCA Civ 1275]. 
Hinsichtlich der Notwendigkeit, DNA-Proben aufzube­
wahren, erklärte Lord Justice Waller: 

" ... Persönliche Informationen sind aus Fingerabdrü­
cken und DNA-Profilen nur begrenzt ersichtlich. Poten­
tiell enthalten die physischen Proben viel umfassendere, 
viel persönlichere und viel detailliertere Daten. Es be­
steht die Sorge, dass der wissenschaftliche Fortschritt ei­
nes Tages eine Analyse der Proben ermöglichen könnte, 
die so weit geht, dass Informationen über die Neigung 

" Von der EuGRZ fiberarbeitete nichtamtliche Übersetzung 
des Bundesministeriums der Justiz, Berlin. Der Gerichtshof selbst 
hat seinem Urteil Fußnoten beigefügt, s.u. Fn. 1-5. 

1 DNA steht filr desoxyribonucleic acid (Desoxyribonuklein­
säure). Es handelt sich dabei um die in praktisch jeder Zelle des 
Körpers vorhandene chemische Substanz und die darin enthalte­
nen genetischen Informationen, die in Form eines Codes oder ei­
ner Sprache die physischen Eigenschaften bestimmen und alle 
chemischen Prozesse im Körper steuern. Jede Person, eineiige 
Zwillinge ausgenommen, verfügt über eine einzigartige DNA. 
DNA-Proben sind Zellproben und alle daraus gewonnenen Unter­
oder Teilproben, die nach Analyse der Proben aufbewahrt wer­
den. DNA-Profile sind digitalisierte Informationen, die zusammen 
mit den Angaben zur betreffenden Person elektronisch in der Na­
tionalen DNA-Datenbank gespeichert werden. 
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einer Person, bestimmte Straftaten zu begehen, erlangt 
werden könnten, und die Proben im Rahmen des Wort­
lauts der in Rede stehenden Bestimmung [§ 82 des Ge­
setzes von 2001 über die Strafgerichtsbarkeit und die 
Polizei (Criminal Justice and Police Act 2001.)] zu die­
sem Zweck benutzt werden könnten. Man könnte auch 
vorbringen, dass das Gesetz geändert werden könnte, 
um die Verwendung der Proben zu anderen als den in 
der Bestimmung genannten Zwecken zu ermöglichen. 
Auch könnte vorgebracht werden, dass, solange die Pro­
ben aufbewahrt werden, auch jetzt schon die Gefahr be­
steht, dass in ungesetzlicher Weise von ihnen Gebrauch 
gemacht werden könnte. Daher wird vorgebracht, dass 
die Ziele auf eine weniger restriktive Art erreicht wer­
den könnten . . . Warum also kann das Ziel nicht durch 
Aufbewahrung der Profile, aber ohne Aufbewahrung 
der Proben, erreicht werden? 

Die Antwort auf diese Punkte ist meiner Ansicht nach 
folgend~,. Erstens erlaubt die Aufbewahrung der Proben 
(a) die Uberprüfung der Unversehrtheil und des künfti­
gen Nutzens des DNA-Datenbanksystems; (b) eine er­
neute Analyse zur Verbesserung der Qualität der DNA­
Profile, soweit neue Technologien differenziertere DNA­
Abgleichsverfahren ermöglichen; (c) eine erneute Ana­
lyse und somit die Möglichkeit, weitere DNA-Marker zu 
extrahieren, was in Bezug auf die Schnelligkeit, Sensibili­
tiit und Kosten von Datenbank-Suchvorgängen von Nut­
zen wäre; (d) weitere Analysen bei der Untersuchung an­
geblicher Justizirrtümer; und (e) weitere Analysen zur 
Ermöglichung der Aufdeckung etwaiger analytischer 
oder verfahrenstechnischer Fehler. Diese Vorteile und 
die von Liberty benannten Risiken sind gegeneinander 
abzuwä~en. Bezüglich dieser Risiken wird Jn jedem Fall 
die Posttion vertreten, dass erstens jede Anderung der 
Gesetzeslage l!lit der Konvention vereinbar sein müsste, 
zweitens jede Anderung in der Praxis mit der Konvention 
vereinbar sein mUsste, und drittens nicht von einer 
Rechtswidrigkeit ausgegangen werden darf. Meiner An­
sicht nach sind die festgestellten Risiken nicht groß, wes­
halb der Nutzen hinsichtlich des Ziels der Verfolgung und 
Verhinderung von Straftaten überwiegt." 

14~ Lord Justice Sedley war der Auffassung, dass die Be­
fugnis eines Polizeipräsidenten, Daten, die er normalerweise 
aufbewahren würde, zu vernichten, in jedem Fall - auch 
wenn solche Fälle sehr selten seien- ausgeübt werden müsse, 
wenn er nach reiflicher Überlegung davon überzeugt sei, 
dass in Bezug auf die fragliche Person nicht mehr der ge­
ringste Verdacht vorliege. Er stellte auch fest, dass der Un­
terschied zwischen der Aufbewahrung von Proben und der 
Aufbewahrung von DNA-Profilen darin bestehe, dass durch 
die Aufbewahrung von Proben die Erlangung weiterer Infor­
mationen ermöglicht werde, als zuvor möglich gewesen sei. 

15. Am 22. Juli 2004 wies das House of Lords die wei­
tere Berufung der Bf. ab. Lord Steyn, der das Urteil im 
Namen der Mehrheit verkündete, verwies auf die Ge­
schichte von § 64 (lA) des Gesetzes von 1984 liber polizei­
liche Beweismittel und Beweismittel in Strafsachen (Police 
and Criminal Evidence Act, PACE~Gesetz) und insbeson­
dere auf die Art, in der die Bestimmung vom Parlament 
eingebracht worden war, nachdem die frühere Bestim­
mung, nach der die Probe vernichtet werden musste und 
die Information nicht verwendet werden durfte, wenn 
eine Person nicht weiter strafrechtlich verfolgt wurde oder 
freigesprochen worden war, in der Öffentlichkeit für Un­
ruhe gesorgt hatte. In zwei Fällen hätten eindeutige DNA­
Beweise, die einen Verdächtigen mit einer Vergewaltigung 
und einen anderen mit einem Mord in Verbindung ge­
bracht hätten, nicht verwandt werden dürfen, da zum Zeit­
punkt des erfolgreichen Abgleichs ein Verdächtiger bezüg­
lich der Straftaten, für welche die Profile erstellt worden 
seien, freigesprochen gewesen sei und bezüglich des ande­
ren entschieden gewesen sei, ihn deswegen nicht mehr wei­
ter strafrechtlich zu verfolgen. Im Ergebnis habe keiner 
der beiden Verdächtigen verurteilt werden können. 

16. Lord Steyn wies darauf hin, dass aufbewahrte Fin­
gerabdrücke und Proben, die von Verdächtigen genommen 
worden seien, von beträchtlichem Wert seien. Als Beispiel 
führte er einen Fall aus dem Jahre 1999 an, bei dem ein 
Suchvorgang in der nationalen Datenbank ergeben hatte 
dass die DNA-Informationen des Täters mit denen eine~ 
gewissen "I" übereinstimmten. Die Probe von "I" hätte 
vernichtet werden sollen, was jedoch nicht geschehen war. 
"1" hatte sich der Vergewaltigung für schuldig erklärt und 
war verurteilt worden. Wäre die Probe nicht fälschlicher­
weise aufbewahrt worden, wäre der Täter möglicherweise 
nicht ermittelt worden. 

17. Lord Steyn nahm auch auf statistische Daten Bezug, 
aus denen hervorgehe, dass fast 6.000 DNA-Profile, die 
nach den früheren Bestimmungen vernichtet worden wä­
ren, Profilen aus Tatortspuren zugeordnet worden seien. 
Bei den betreffenden Straftaten sei es in 53 Fällen um 
Mord, in 33 Fällen um versuchten Mord, in 94 Fällen um 
Vergewaltigung, in 38 Fällen um Sexualstraftaten, in 63 
Fällen um schweren Raub und in 56 Fällen um den Handel 
mit illegalen Drogen gegangen. Anhand der vorliegenden 
Daten schätze die Statistikabteilung des Innenministeri­
ums, dass eine Tatortprobe mit 40 % -iger Wahrscheinlich­
keit sofort mit einem Profil übereinstimme, das in der Da­
tenbank gespeichert sei. Dies zeige, dass die Fingerabdrü­
cke und Proben, die jetzt aufbewahrt werden könnten, in 
den vorherigen drei Jahren bei der Aufklärung und Verfol­
gung schwerer Straftaten eine große Rolle gespielt hätten. 

18. LordSteyn wies auch darauf hin, dass das Nehmen von 
Fingerabdrücken und Proben, ihre Aufbewahrung und ihre 
Verwendung im PACE-Gesetz getrennt behandelt würden. 

19. Bezüglich der Konventionsauslegung neigte Lord 
Steyn zu der Auffassung, dass die bloße Aufbewahrung von 
Fingerabdrücken und DNA-Proben keinen Eingriff in das 
Recht auf Achtung des Privatlebens darstelle, gab aber an, 
dass er, falls er sich mit dieser Auffassung irre, einen solchen 
Eingriff für sehr gering halte. Fragen hinsichtlich der Mög­
lichkeit, dass aufbewahrte Proben in der Zukunft miss­
bräuchlich verwendet werden könnten, seien in Bezug auf 
die aktuelle Verwendung aufbewahrter Proben im Zusam­
menhang mit der Aufdeckung und Verfolgung von Strafta­
ten nicht relevant. Wenn wissenschaftliche Entwicklungen 
dies erforderlich machen sollten, könnten bei Bedarf ge­
richtliche Entscheidungen getroffen werden, um die Verein­
barkeit mit der Konvention sicherzustellen. Die Vorschrift, 
wonach das aufbewahrte Material nur "zweckgebunden zur 
Verhütung oder Aufdeckung von Straftaten" verwendet 
werden dürfe, weite die erlaubte Verwendung nicht unange­
messen aus, da sie durch ihren Kontext beschränkt werde. 

20. Für den Fall der Notwendigkeit einer Rechtfertigung 
des leichten Eingriffs in das Privatleben stimmte Lord 
Steyn mit der vom Court of Appeal von Lord Justice Sed­
ley vertretenen Ansicht dahingehend überein, dass die 
Zwecke der Aufbewahrung, nämlich die Verhütung von 
Straftaten und der Schutz Dritter vor Kriminalität, "ge­
setzlich vorgesehen" seien, wie dies Artikel 8 erfordere. 

21. Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs hätten 
die Bf. vorgebracht, die Aufbewahrung von Fingerabdrü­
cken und DNA-Proben schaffe einen Verdacht gegen Per­
sonen, die freigesprochen worden seien. Der Rechtsberater 
des Innenministeriums habe vorgebracht, das Ziel der Auf­
bewahrung habe nichts mit der Vergangenheit, also mit der 
Straftat, bezüglich derer eine Person freigesprochen worden 
sei, zu tun, sondern solle bei der Aufklärung künftiger Straf­
taten helfen. Die Bf. seien von der Aufbewahrung der 
DNA-Proben nur betroffen, wenn ihre Profile mit denen 
am Ort einer künftigen Straftat übereinstimmten. Lord 
Steyn hielt fünf Faktoren für wesentlich, die den Schluss zu­
ließen, dass der Eingriff hinsichtlich des Ziels verhältnis­
mäßig sei: (i) Fingerabdrücke und Proben würden nur 
für das begrenzte Ziel der Aufdeckung, Untersuchung 
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und strafrechtlichen Verfolgung von Straftaten aufbe­
wahrt; (ii) Fingerabdrücke und Proben seien ohne am 
Tatort zu Abgleichszwecken genommene Fingerabdrücke 
bzw. Proben von keinerlei Nutzen; (iii) Fingerabdrücke 
würden nicht öffentlich gemacht; (iv) das ungeschulte 
Auge könne anband des aufbewahrten Materials keine 
Person identifizieren, und (v) die sich aus der Speicherung 
ergebende Erweiterung der Datenbank führe zu enormen 
Vorteilen im Kampf gegen schwere Straftaten. 

22. Als Antwort auf das Argument, das durch die Gesetz­
gebung verfolgte Ziel könne auch mit weniger einschneiden­
den Mitteln erreicht werden, nämlich durch eine von Fall zu 
Fall vorzunehmende Prüfung, ob die Fingerabdrücke und 
Proben aufzubewahren seien oder nicht, nahm Lord Steyn 
auf die von Lord J ustice Waller im Verfahren vor dem Court 
of Appeal vorgetragene Auffassung Bezug: 

"Wenn eine Rechtfertigung der Aufbewahrung in ir­
gendeinem Maße mit der Ansicht der Polizei hinsicht­
lich des Unschuldsgrades verbunden wäre, könnten 
Personen, die freigesprochen wurden, deren Proben je­
doch aufbewahrt werden, zu Recht sagen, sie würden 
stigmatisiert oder diskriminiert - ich gehöre zu der 
Gruppe der freigesprochenen Personen, die für un­
schuldig gehalten werden, werde aber so behandelt, als 
gehöre ich nicht zu dieser Gruppe. Tatsächlich wird 
niemand auf irgendeine Weise stigmatisiert, wenn er 
einfach sagen kann, dass die rechtmäßig erlangten Pro­
ben routinemäßig aufbewahrt werden, und es im öf­
fentlichen Interesse liegt, dass die Polizei zur Bekämp­
fung der Kriminalität über eine möglichst große Daten­
bank verfügen kann." 

23. Lord Steyn war der Ansicht, dass seine Einschätzung 
nicht davon beeinflusst werde, ob es sich um Proben oder 
DNA-Profile handele. 

24. Das Hause of Lords wies auch die Rüge der Bf. 
zurück, sie würden durch die Aufbewahrung ihrer Fin­
gerabdrücke und Proben einer diskriminierenden Be­
handlung unterzogen, die gegen Art. 14 der Konvention 
verstoße, wenn man sie mit der allgemeinen Personen­
gruppe vergleiche, von der die Polizei nicht im Verlauf 
strafrechtlicher Ermittlungen Fingerabdrücke und Proben 
genommen habe. Lord Steyn befand, dass die unter­
schiedliche Behandlung, auf die sich die Bf. beriefen, 
selbst unter der Annahme, dass die Aufbewahrung von 
Fingerabdrücken und Proben in den Anwendungsbereich 
von Art. 8 falle und daher zur Anwendbarkeit von 
Art. 14 führe, nicht i.S.v. Art. 14 wegen des "Status" er­
folge. Der Unterschied spiegele lediglich die historische, 
mit keinem persönlichen Merkmal im Zusammenhang 
stehende Tatsache wider, dass die Behörden bereits über 
rechtmäßig genommene Fingerabdrücke und Proben der 
betroffenen Personen verfügten. Die Bf. und deren vor­
geschlagene Vergleichsgruppe befänden sich keinesfalls 
in einer vergleichbaren Situation. Selbst wenn es ent­
gegen seiner Auffassung erforderlich sein sollte, die 
Rechtfertigung einer etwaigen Ungleichbehandlung zu 
prüfen, sei eine solche objektive Rechtfertigung erwie­
sen: Erstens sei das Element des rechtmäßigen Ziels of­
fensichtlich gegeben, denn die gesteigerte Anzahl von 
Fingerabdrücken und Proben in der Datenbank diene 
dem Gemeinwohl an der Aufklärung und Verfolgung 
schwerer Straftaten und der Entlastung von Unschuldi­
gen, und zweitens werde dem Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit Genüge getan, denn § 64 (1A) PACE-Gesetz 
stelle im Hinblick auf das gesetzgebensehe Ziel der Be­
kämpfung schwerer Straftaten objektiv eine maßvolle 
und verhältnismäßige Antwort dar. 

25. Baroness Haie of Riebmond schloss sich der Mehr­
heitsmeinung nicht an und war der Auffassung, die Auf­
bewahrung von Fingerabdrücken und DNA-Informationen 
stelle einen Eingriff des Staates in das Recht einer Person 
auf Achtung ihres Privatlebens dar und bedürfe daher ei-

ner Rechtfertigung nach der Konvention. Sie vertrat die 
Auffassung, dies sei ein Aspekt der informationeilen Pri­
vatsphäre und es könne schwerlich, wenn überhaupt, etwas 
Privateres geben als das Wissen um den eigenen geneti­
scheil Bauplan. Weiterhin war sie der Auffassung, der Un­
terschied zwischen Fingerabdrücken und DNA-Daten 
werde bedeutsamer, wenn es um die Rechtfertigung ihrer 
Aufbewahrung gehe, denn die Rechtfertigungsgründe 
könnten jeweils sehr unterschiedlich sein. Mit der Mehr­
heit stimmte sie dahingehend überein, dass solche Recht­
fertigungsgründe in den die Bf. betreffenden Fällen pro­
blemlos nachgewiesen worden seien. 

II. Das einschlägige innerstaatliche Recht und das 
einschlägige innerstaatliche Material 

A. England und Wales 

1. Police and Criminal Evidence Act 1984 (Gesetz von 
1984 über polizeiliche Beweismittelund Beweismittel in 
Strafverfahren) 

26. Das Gesetz von 1984 über polizeiliche Beweismittel 
und Beweismittel in Strafverfahren (PACE-Gesetz) ent­
hält Befugnisse zur Abnahme von Fingerabdrücken (ins­
bes. in § 61) und Entnahme yon Proben (insbes. in § 63). 
Nach § 61 dürfen Fingerabdrücke ohne Einwilligung des 
Betroffenen nur dann genommen werden, wenn ein Poli­
zeibeamter, der mindestens im Rang eines Superintenden­
ten steht, die Abnahme genehmigt, wenn dem Betroffe­
nen eine eintragungsfähige Straftat zur Last gelegt wird 
oder wenn dem Betroffenen mitgeteilt worden ist, dass 
gegen ihn wegen einer solchen Straftat Anzeige erstattet 
werden wird. Vor der Abnahme der Fingerabdrücke ist 
dem Betroffenen mitzuteilen, dass die Abdrücke Gegen­
stand einer Zufallssuche in der Datenbank sein können; 
die erfolgte Belehrung ist schnellstmöglich zu dokumen­
tieren. Der Grund für die Abnahme der Fingerabdrücke 
wird im Festnahmeprotokoll vermerkt. Entsprechende 
Bestimmungen gelten für die Entnahme von Proben 
(§ 63). 

27. Die Aufbewahrung solcher Fingerabdrücke und Pro­
ben (und der entsprechenden Aufzeichnungen) ist in § 82 
des Gesetzes über die Strafgerichtsbarkeit und Polizei von 
2001 (Criminal Justice and Police Act) geregelt, der § 64 
(lA) PACE-Gesetz insoweit ersetzt hat. § 82 des Gesetzes 
von 2001 lautet: 

"Werden- (a) von einer Person im Zusammenhang mit Ermitt­
lungen in einer Strafsache Fingerabdrücke oder Proben genom­
men und (b) ist es nach Absatz 3 nicht erforderlich, diese zu 
vernichten, dürfen die Fingerabdrücke oder Proben aufbewahrt 
werden, nachdem sie die Zwecke erfüllt haben, zu denen siege­
nommen wurden, dürfen jedoch von niemandem zu anderen 
Zwecken verwendet werden als zur Verhütung oder Auf­
deckung von Straftaten, zur Untersuchung einer Straftat oder 
zur Durchführung der Strafverfolgung .... 
(3) Werden (a) von Person im Zusammenhang mit Ermittlun­
gen in einer Strafsache Fingerabdrücke oder Proben genom­
men, und ist (b) diese Person der Begehung dieser Straftat 
nicht verdächtig, sind diese Fingerabdrücke, sofern in den nach­
folgenden Bestimmungen dieses Paragraphen nichts anderes 
bestimmt ist, unverzüglich zu vernichten, nachdem sie den 
Zwecke erfüllt haben, für den sie genommen wurden. 
(3AA) Proben und Fingerabdrücke müssen nach Absatz 3 nicht 
vernichtet werden, wenn sie (a) zum Zwecke der Ermittlungen 
in einer Strafsache genommen wurden, in der eine Person 
schuldig gesprochen worden ist, und (b) auch für den Fall, 
dass von der verurteilten Person selbst zum Zwecke der Ermitt­
lungen in dieser Sache eine Probe bzw. Fingerabdrücke genom­
men wurden." 
28. § 64 enthielt in seiner früheren Fassung die Anforde­

rung, dass Fingerabdrücke und Proben, von einigen Ausnah­
men abgesehen, zu vernichten waren, "sobald dies nach Ab­
schluss des Verfahrens praktikabel war", wenn eine Person, 
von der im. Zusammenhang mit strafrechtlichen Ermittlun-
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gen Fingerabdrücke und Proben genommen worden waren, 
wegen dieser Straftat freigesprochen wurde. 

29. Die weitere Verwendung der nach § 64 (lA) auf­
bewahrten Materialien ist, außer im Hinblick auf die in 
der Bestimmung enthaltene Beschränkung der Verwen­
dung, nicht gesetzlich geregelt. In Attorney General's 
Reference (No 3 of 1999) [2001] 2 AC 91, hatte das House 
of Lords zu prüfen, ob es zulässig sei, eine Probe, die nach 
dem damals geltenden § 64 PACE-Gesetz hätte vernichtet 
werden müssen, als Beweismittel zu verwerten. Das House 
of Lords war der Auffassung, dass das Verbot, eine un­
rechtmäßig aufbewahrte Probe zu "irgendwelchen Ermitt­
lungszwcckcn" zu verwenden, keinem gesetzlichen Verbot 
der Verwertung eines aufgrund einer Missachtung der Vor­
schrift erlangten Beweismittels gleichkomme, sondern die 
Frage der ZuUissigkcit in das Ermessen des Tatrichters 
stelle. 

2. Das Datenschutzgesetz ( Data Profeetion Act) von 1998 

30. Das Datenschutzgesetz wurde am 16. Juli 1998 ver­
abschiedet, um der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 Geltung 
zu verschaffen (s.u. Ziff. 50). Im Sinne des Datenschutz­
gesetzes sind "pcrsonenbezogene Daten" Daten, die sich 
auf eine lebende Person beziehen, die (a) anhand dieser 
Daten, oder (b) anhand dieser Daten und anderer Infor­
mationen, die im Besitz der für die Verarbeitung der Da­
ten verantwortlichen Person sind oder wahrscheinlich in 
deren Besitz gelangen werden, identifiziert werden kann; 
dazu gehören auch alle Meinungsäußerungen über diese 
Person und alle Hinweise auf die diese Person betreffen­
den Absichten der für die Datenverarbeitung verantwort­
lichen Person oder einer anderen Person (§ 1 ). "Sensible 
personenbezogene Daten" sind personenbezogene Daten, 
die u.a. Informationen über die rassische oder ethnische 
Herkunft des Betroffenen, tatsächlich oder angeblich von 
ihm begangene Straftaten, Verfahren wegen tatsächlich 
oder angeblich von ihm begangener Straftaten, die Beendi­
gung solcher Verfahren oder alle in solchen Verfahren er­
gangene Gerichtsurteile enthalten(§ 2). 

31. Das Gesetz legt fest, dass die Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten acht Grundsätzen des Datenschut­
zes unterliegt, die in Anhang 1 (Schedule 1) aufgeführt 
sind. Der erste Grundsatz besagt, dass personenbezogene 
Daten fair und rechtmäßig zu verarbeiten sind, und ins­
besondere nur verarbeitet werden dürfen wenn (a} mindes­
tens eine der in Anhang 2 aufgeführten Bedingungen er­
füllt ist, und (b) im Falle sensibler personenbezogener 
Daten mindestens eine der in Anhang 3 aufgeführten Be­
dingungen ebenfalls erfüllt ist. Anhang 2 enthält eine d~­
taillierte Liste von Bedingungen und besagt u.a., dass dte 
Verarbeitung aller personenbezogenen Daten im Intere~~e 
der Rechtspflege oder für die Wahrnehmung anderer of­
fentlicher Funktionen durch eine im öffentlichen Interesse 
tätige Person erforderlich sein muss (Abs. 5 lit. a und ?>· 
Anhang 3 enthält eine noch detailliertere Liste.von Bedt~­
gungen, einschließlich jener, dass die Verarbettung sen~I­
bler personenbezogener Daten zum Zwecke von od~r 1m 
Zusammenhang mit gerichtlichen Verfahren (Abs. 6 ht. a) 
oder im Interesse der Rechtspflege (Abs. 7 Iit. a) erforder­
lich sein muss und unter angemessenen Vorkehrungen zum 
Schutz der Rechte und Freiheiten der Betroffenen zu er­
folgen hat (Abs. 4 lit. b). § 29 legt insbesondere fest, dass 
auf personenbezogene Daten, die für die Verhütung oder 
Aufklärung von Straftaten verarbeitet werden, der erste 
Grundsatz nur insoweit anwendbar ist, als er die Einhal­
tung der in Anhang 2 und Anhang 3 genannten Bedingun­
gen erfordert. Nach dem fünften Grundsatz dürfen per­
sonenbezogene Daten, die zweckbezogen verarbeitet wer­
den, nicht länger aufbewahrt werden, als dies für den 
jeweiligen Zweck erforderlich ist. 

32. Der nach dem erwähnten Gesetz (in der nunmehr gel­
tenden Fassung) eingesetzte Datenbeauftragte (Informa­
tion Commissioner) hat unabhängig davon die Pflicht, dafür 
zu sorgen, dass die für die Daten verantwortlichen Per­
sonen die Regeln pflichtgemäß einhalten, dazu kann er 
Durchführungsanordnungen ( enforcement notices) erlas­
sen (§ 40). Nach dem Gesetz stellt die Nichtbeachtung einer 
Durchführungsanordnung (§ 47) oder die Beschaffung oder 
Offenlegung darin enthaltener personenbezogener Daten 
ohne Genehmigung der für die Datenverarbeitung verant­
wortlichen Person (§ 55) eine strafbare Handlung dar. § 13 
gewährt das Recht, vor den innerstaatlichen Gerichten für 
Verletzungen des Gesetzes Schadensersatz zu fordern. 

3. Richtlinien von 2006 über die Speicherung namentlicher 
Eintragungen im Nationalen Polizeicomputer (Retention 
Guidelines for Nominal Records on the Police National 
Computer 2006) 

33. Der Verband Leitender Polizeibeamten in England 
und Wales (Association of Chief Police Officers in Eng­
land and Wales) hat im Jahr 2006 Richtlinien über die 
Speicherung von Fingerabdrücken und DNA-Informatio­
nen im nationalen Polizeicomputer, dem PNC (Police Na­
tional Computer) ausgearbeitet. Diese Richtlinien basie­
ren auf dem Konzept, eher den Zugang zu den im Police 
National Computer gespeicherten Daten zu beschränken, 
als deren Löschung vorzusehen. Es wird davon ausgegan­
gen, dass die Einführung der Richtlinien Auswirkungen 
auf die Arbeit von nichtpolizeilichen Stellen haben könnte, 
mit denen die Polizei derzeit die PNC-Daten teilt. 

34. Die Richtlinien sehen verschiedene Abstufungen der 
Zugangsberechtigung zu den im PNC-System enthaltenen 
Informationen in Form von sogenannten degressiven Be­
rechtigungen (stepping down) vor. Der Zugang zu Infor­
mationen über Personen, die keiner Straftat schuldig ge­
sprochen wurden, wird automatisch "beschränkt", so dass 
nur die Polizei diese Informationen einsehen kann. Der 
Zugang zu Informationen über verurteilte Personen wird, 
in Abhängigkeit von der Schwere der Straftat, dem Alter 
des Betroffenen und der auferlegten Strafe, ebenfalls "be­
schränkt", wenn bestimmte Fristen, deren Dauer 5 bis 35 
Jahre beträgt, abgelaufen sind. Bei gewissen Verurteilun­
gen wird der Zugang überhaupt nicht beschränkt. 

35. Leitende Polizeibeamte sind für die Kontrolle des 
von ihren Mitgliedern eingegebenen Datenbestands im 
PNC zuständig. Es liegt in ihrem Ermessen, unter außerge­
wöhnlichen Umständen jedwede Löschung von Daten an­
zuordnen (seien es Verurteilungen, Bußgeldbescheide we­
gen Verstoßes gegen die öffentliche Ordnung, Freisprüche 
oder auch die Beschreibung von Gesamtzusammenhängen 
bei der Verhaftung), vorausgesetzt die Daten "gehören" 
ihnen. Als Hilfsmittel bei der Ermessensübung dient den 
Leitenden Polizeibeamten das in Anhang 2 formulierte 
"Verfahren zur Behandlung außergewöhnlicher Fälle" (ex­
ceptional case procedure). Vorgeschlagen wird, dass außer­
gewöhnliche Fälle per definitionem selten sind und Fälle 
umfassen, in denen die ursprüngliche Verhaftung oder Pro­
bennahme unrechtmäßig war oder in denen ohne jeden 
Zweifel erwiesen wurde, dass keine Straftat vorlag. Der 
leitende Beamte ist angewiesen, vor einer Entscheidung 
darüber, ob ein Faii als außergewöhnlich anzusehen ist, 
bei der Projektgruppe DNA- und Fingerabdruckspeiche­
rung (DNA and Fingerprint Retention Project) Rat ein­
zuholen. 

B. Schottland 
36. Nach dem schottischen Strafverfahrensgesetz von 

1995 in der nunmehr geltenden Fassung (Criminal Pro­
cedure Act of Scotland), sind DNA-Proben und die damit 
erstellten DNA-Profile im Falle einer Nichtverurteilung 
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oder unbeschränkten Entlassung des Betroffenen zu ver­
nichten. Diese Regelung wurde in jüngerer Zeit dahin­
gehend eingeschränkt, dass biologische Proben und Profile 
selbst ohne Verurteilung drei Jahre lang gespeichert wer­
den dürfen, wenn der Festgenommene bestimmter Sexual­
oder Gewaltstraftaten verdächtig ist (§ 83 des Gesetzes 
von 2006, durch den § 18A in das Gesetz von 1995 einge­
fügt wurde). Danach sind die Proben und Informationen 
zu vernichten, sofern der Polizeipräsident nicht beim 
Sheriff Court eine Verlängerung um zwei Jahre beantragt. 

C. Nordirland 

37. Die nordirische Verordnung von 1989 über polizei­
liche Beweismittel und Beweismittel in Strafverfahren (Po­
lice and Criminal Evidence Order of Northem Ireland 
1989) wurde 2001 auf dieselbe Weise abgeändert, wie das 
in England und Wales anwendbare PACE-Gesetz. Die ein­
schlägigen aktuellen Bestimmungen zur Aufbewahrung 
von Fingerabdrücken und DNA-Daten in Nordirland sind 
mit denen in England und Wales identisch (s.o. Ziff. 27). 

D. Der Bericht des Nuffield Council on Bioethics2 

38. Laut einem aktuellen Bericht des Nuffield Council on 
Bioethics ist die Speicherung von Fingerabdrücken, DNA­
Profilen und biologischen Proben im Allgemeinen umstrit­
tener als die Erhebung solcher biologischer Daten, und die 
Aufbewahrung biologischer Proben ist im Hinblick auf das 
Niveau der Informationen, die diesen Proben entnommen 
werden könnten, ethisch bedenklicher als die Speicherung 
digitalisierter DNA-Profile und Fingerabdrücke. Der Be­
richt verwies insbesondere auf das Fehlen zufriedenstellen­
der empirischer Belege zur Rechtfertigung der aktuellen 
Praxis der unbegrenzten Aufbewahrung von Fingerabdrü­
cken, Proben und DNA-Profilen aller wegen einer eintra­
gungsfähigen Straftat festgenommenen Personen, unabhän­
gig davon, ob diese später angeklagt oder verurteilt werden. 
Angesichts der Erfordernisse aus der ON-Konvention von 
1989 über die Rechte des Kindes äußerte sich der Bericht 
besonders besorgt über die dauerhafte Aufbewahrung der 
Bioinformationen minderjähriger Personen. 

39. In dem Bericht wurden auch Bedenken über die stei­
gende Verwendung von DNA-Daten zur VerWandtschafts­
analyse (familial searching), zur Ableitung der ethnischen 
Zugehörigkeit und zu ermittlungsfremden Zwecken zum 
Ausdruck gebracht. Die Verwandtschaftsanalyse ist das Ver­
fahren, mit dem aus Tatortspuren gewonnene DNA-Profile 
mit in der nationalen Datenbank gespeicherten Profilen ab­
geglichen werden, welche dann in eine auf "Treffer-Ähnlich­
keit" basierende Rangfolge gebracht werden. So können 
mögliche genetische Verwandte eines Straftäters identifi­
ziert werden. Die Verwandtschaftsanalyse könnte daher 
dazu führen, dass zuvor unbekannte oder verborgene gene­
tische Verwandtschaftsbeziehungen aufgedeckt werden. In 
dem Bericht wurde die Verwendung der DNA-Datenbank 
zur Verwandtschaftssuche als besonders sensibel angesehen. 

40. Eine bestimmte Kombination von Allelen 3 in einem 
DNA-Profil kann darüber hinaus zur Bestimmung der 
mutmaßlichen ethnischen Zugehörigkeit des Betroffenen 
verwandt werden. Dem Bericht zufolge lassen sich über 
DNA-Profile Rückschlüsse auf die ethnische Zugehörig­
keit ziehen, weil das individuelle "ethnische Erscheinungs­
bild" systematisch in der Datenbank erfasst wird: Bei der 
Abnahme biologischer Proben teilen Polizeibeamte Ver­
dächtige routinemäßig in eine von sieben auf dem "eth­
nischen Erscheinungsbild" beruhende Kategorien ein. 
Durchsuchungen der Datenbank anband des Kriteriums 
der ethnischen Zugehörigkeit könnten so Rückschlüsse zu­
lassen, die bei polizeilichen Ermittlungen beispielsweise 
zur Verkleinerung eines "Verdächtigen-Pools" oder zur 
Setzung von Prioritäten verwandt werden könnten. 

In dem Bericht wurde festgestellt, dass soziale Faktoren 
und polizeiliche Praktiken dazu führen, dass eine unver­
hältnismäßig hohe Zahl von Angehörigen der schwarzen 
Bevölkerungsminderheit und anderer ethnischer Minder­
heiten von der Polizei angehalten, durchsucht und verhaf­
tet werden, was zu einer Speicherung ihrer DNA-Profile 
führt; daher wurde die Besorgnis geäußert, dass rassisti­
sche Anschauungen hinsichtlich des Hanges zu Straftaten 
gestärkt werden könnten, wenn aus biologischen Proben 
Rückschlüsse auf die ethnische Identität gezogen werden. 

111. Einschlägige nationale und internationale Materialien 
A. Europaratstexte 

41. Das Europaratsübereinkommen von 1981 zum 
Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung 
personenbezogener Daten ("die Datenschutzkonvcn­
tion"), die für das Vereinigte Königreich am 1. Dezember 
1987 in Kraft trat, definiert "personenbezogene Daten" als 
jede Information über eine bestimmte oder bestimmbare 
natürliche Person ("Betroffener"). Die Konvention sieht 
u.a. Folgendes vor: 

"Artikel 5- QualiUit der Daten 
Personenbezogene Daten, die automatisch verarbeitet wer· 
den: ... 

b. müssen für festgelegte und rcchtmlißigc Zwecke gespei­
chert sein und dürfen nicht so verwendet werden, dass es 
mit diesen Zwecken unvereinbar ist; 
c. müssen den Zwecken, für die sie gespeichert sind, entspre­
chen, daftir erheblich sein und dürfen nicht darüber hinaus­
gehen; 

e. müssen so aufbewahrt werden, dass der Betroffene nicht 
länger idenlifiziert werden kann, als es die Zwecke, filr die 
sie gespeichert sind, erfordern. 

Artikel 6 - Besondere Arten von Daten 
Personenbezogene Daten, welche die rassische He.!kunft, poli­
tische Anschauungen oder religiöse oder andere Uber;:eugun­
gen erkennen lassen, sowie personenbezogene Daten, welche 
die Gesundheit oder das Sexualleben betreffen, dürfen nur au­
tomatisch verarbeitet werden, wenn das innerstaatliche Recht 
einen geeigneten Schutz gewährleistet.( ... ) 

Artikel 7 - Datensicherung 
Für den Schutz personenbezogener Daten, die in automatisier­
ten Dateien/Datensammlungen gespeichert sind, werden geeig­
nete Sicherungsmaßnahmen getroffen gegen die zufällige oder 
unbefugte Zerstörung, gegen zufälligen Verlust sowie unbefug­
ten Zugang, unbefugte Veränderung oder unbefugtes Bekannt­
geben. 
42. In der (am 17. September 1987 verabschiedeten) 

Empfehlung Nr. R (87) 15 zur Regelung der Nutzung per­
sonenbezogener Daten im Polizeibereich heißt es u.a.: 

"Grundsatz 2 - Erhebung von Daten 

2.1 Die Erhebung personenbezogener Daten zu polizeilichen 
Zwecken sollte sich auf das filr die Abwendung einer realen 
Gefahr oder die Verhinderung einer bestimmten Straftat Erfor­
derliche beschränken. Ausnahmen von dieser Vorschrift sollten 
Gegenstand spezieller nationaler Gesetzgebung sein .... 

2 Der Nuffield Council on Bioethics ist ein unabhängiges Ex­
pertengremium aus Klinikänten, Rechtsanwälten, Philosophe.n, 
Wissenschaftlern und Theologen, das 1991 von der Nuffield-Sttf­
tung gegründet wurde. Der vorliegende Bericht wurde am 18. Sep­
tember 2007 unter dem Titel "The forensie use of bioinformation: 
ethical issues" [Die forensische Verwertung von Bioinformatio­
nen: Ethische Aspekte] veröffentlicht. 

l Allele sind zwei oder mehr Alternativformen eines bestimm­
ten Gens. Verschiedene Allele können zu verschiedenen Formen 
des durch das Gen kodierten Merkmals führen (World Encyclo­
pedia. Philip's, 2008. Oxford Reference Online. Oxford University 
Press). 
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Grundsatz 3- Speicherung von Daten 

3.1. Soweit wie möglich sollte sich die Speicherung personenbe­
zogener Daten zu polizeilichen Zwecken auf sachlich richtige 
Daten und solche Daten beschränken, welche polizeiliche Stel­
len zur Erfilllung ihrer gesetzlichen Aufgaben im Rahmen des 
nationalen Rechts und ihrer Verpflichtungen aus dem Völker­
recht benötigen. 

Grundsatz 7- Dauer der Speicherung und Aktualisierung von Daten 

7.1. Es sollten Maßnahmen ergriffen werden, damit personen­
bezogene, zu polizeilichen Zwecken aufbewahrte Daten ge­
löscht werden, wenn sie zu den Zwecken, zu denen sie gespei­
chert wurden, nicht mehr benötigt werden. 
Zu diesem Zweck sind insbesondere folgende Kriterien zu be­
rilcksichtigen: Die Notwendigkeit der Datenspeicherung im 
Lichte des Abschlusses der Untersuchung eines bestimmten 
Falles; eine endgilltige gerichtliche Entscheidung, insbesondere 
ein Freispruch; Rehabifitierung; verbUßle Strafen; Begnadigun­
gen, Alter des Betroffenen; besondere Datenkategorien." 

43. In der Empfehlung Nr. R(92}1 über die Anwendung 
der DNA-Analysc im Rahmen der Strafrechtspflege (ver­
abschiedet am 10. Februar 1992) heißt es u.a.: 

,,3. Verwendung der Probenrmd der daraus gewonnen Informationen 

Die zum Zwecke der DNA-Analyse gewonnenen Proben und 
die mit dieser Analyse zum Zwecke der Untersuchung und Ver­
folgung von Strartaten erlangten Informationen dilrfcn nicht zu 
anderen Zwecken verwendet werden .... 
Möglicherweise werden Proben, die für eine DNA-Analyse ge­
wonnen wurden, sowie die daraus erlangten Proben für wissen­
schaftliche und statistische Zwecke benötigt. Solche Verwen­
dungen sind akzeptabel, sofern die Identität des Betroffenen 
nicht festgestellt werden kann. Daher milssen Namen und an­
dere Identifizierungshinweise vor einer solchen Verwendung 
entfernt werden. 

4. Entnahme von Proben zur DNA-Analyse 

Die Entnahme von Proben zur DNA-Analyse sollte nur unter 
den im innerstaatlichen Recht festgelegten Umständen erfolgen, 
wobei davon auszugehen ist, dass hierzu in einigen Staaten die 
besondere Genehmigung einer Justizbehörde erforderlich ist ... 

8. Speicherung von Proben und Daten 

DNA- oder andere Gewebeproben, die Betroffenen zur DNA­
Analyse entnommen worden sind, sollten nach Ergehen der 
endgültigen Entscheidung in der Rechtssache, für die sie ver­
wendet wurden, nur noch aufbewahrt werden, wenn es zu den 
Zwecken erforderlich ist, die unmittelbar mit denen zusammen­
hängen, zu denen sie gewonnen wurden. 
Es sollten Maßnahmen getroffen werden, um sicherzustellen, 
dass die Ergebnisse der DNA-Analyse vernichtet werden, wenn 
sie für die Zwecke, zu denen sie verwendet wurden, nicht mehr 
aufbewahrt werden müssen. Die Ergebnisse der DNA-Analyse 
und die daraus gewonnen Informationen dürfen jedoch auf­
bewahrt werden, wenn der Betroffene wegen schwerer Straftaten 
gegen das Leben, die Unversehrtheil oder die Sicherheit von 
Menschen verurteilt worden ist. In solchen Fällen sollte das in­
nerstaatliche Recht strenge Speicherungsfristen festlegen. 
DNA- und andere Gewebeproben sowie die aus ihnen erlang­
ten Informationen dürfen für längere Zeiträume gespeichert 
werden, 
- wenn der Betroffene darum ersucht, oder 
- wenn die Probe keiner Person zugeordnet werden kann, weil 

sie z. B an einem Tatort gefunden worden ist. 
Wo es um die Sicherheit des Staates geht, kann das innerstaat­
liche Recht des Mitgliedstaates die Aufbewahrung der Proben, 
der Ergebnisse der DNA-Analyse und der daraus gewonnenen 
Informationen auch dann erlauben, wenn der Betroffene nicht 
wegen einer Straftat angeklagt oder verurteilt worden ist. In 
solchen Fällen sollte das innerstaatliche Recht strenge Speiche­
rungsfristen festlegen .... " 

44. In dem Erläuternden Bericht zu der Empfehlung 
heißt es zu Punkt 8: 

"47. Die Arbeitsgruppe war sich darüber im Klaren, dass 
die Abfassung der Empfehlung 8 eine heikle Angelegen­
heit war, bei der es um verschiedene geschützte Interes­
sen sehr schwieriger Art ging. Es war erforderlich, diese 

Interessen im richtigen Verhältnis gegeneinander abzuwä­
gen. Sowo~l die Europäische Menschenrechtskonvention 
als auch d1e Datenschutzkonvention sehen im Interesse 
der Bekämpfung von Straftaten und des Schutzes der 
Rechte und Freiheiten Dritter Ausnahmen vor. Diese 
Ausnahmen sind jedoch nur zulässig, soweit sie in einer 
demokratischen Gesellschaft notwendig sind .... 
49. Da die Probennahme und Durchführung der DNA­
Analyse primär der Identifizierung von Straftätern und 
der Entlastung von Verdächtigen dienen, sollten die Da­
ten gelöscht werden, wenn gegen die Betroffenen kein 
Verdacht mehr besteht. Daraufhin stellt sich die Frage 
wie lange die DNA-Ergebnisse und die Proben aus de: 
nen sie stammen, im Falle eines Schuldspruch~ gespei­
chert werden können. 
50. Die allgemeine Regel sollte lauten, dass die Daten ge­
löscht werden, wenn sie zu den Zwecken, zu denen sie er­
hoben und verwendet wurden, nicht mehr benötigt wer­
den. Dies sollte im Allgemeinen dann der Fall sein, wenn 
hinsichtl_ich der Schuld ~es St~aftäters .. ei_ne endgültige 
Entscheidung ergangen 1st. Mit "endgultJger Entschei­
dung" sollte nach Auffassung des CAHBI (Ad hoc-Sach­
verständigenausschuss für Bioethik) normalerweise eine 
gerichtliche Entscheidung nach innerstaatlichem Recht 
gemeint sein. Die Arbeitsgruppe erkannte jedoch an, 
dass ein Bedürfnis bestehe, in bestimmen Fällen und für 
bestimmte Kategorien von Straftaten, die man wegen 
der Schwere der Straftaten als Umstände ansehen könne, 
die eine andere Lösung rechtfertigten, Datenbanken ein­
zurichten. Zu diesem Schluss war die Arbeitsgruppe nach 
einer gründlichen Analyse der einschlägigen Bestimmun­
gen der Europäischen Menschenrechtskonvention, der 
Datenschutzkonvention und anderer im Rahmen des Eu­
roparats entworfener Rechtsinstrumente gelangt. Zusätz­
lich berücksichtigte die Arbeitsgruppe, dass alle Mitglied­
staaten ein Strafregister führen, das zu den Zwecken der 
Strafrechtspflege verwendet werden datf. Sie berücksich­
tigte, dass eine solche Ausnahme unter bestimmten stren­
gen Bedingungen zulässig wäre: 
- wenn eine Verurteilung erfolgt ist; 

wenn die Verurteilung wegen einer schweren Straftat 
gegen das Leben, die Unversehrtheit und Sicherheit 
einer Person erfolgt ist; 
die Speicherungsdauer streng befristet ist; 

- die Speicherung gesetzlich definiert und geregelt ist; 
die Speicherung einer Kontrolle durch das Parlament 
oder einer unabhängigen Aufsichtsbehörde unter­
liegt ... " 

B. Recht und Praxis in den Mitgliedstaaten des Europarats 

45. Nach den Informationen, die dem Gerichtshof von 
den Parteien zugeleitet wurden oder sonst vorliegen, ist 
die zwangsweise Abnahme von Fingerabdrücken bzw. die 
zwangsweise Entnahme von Zellproben in den meisten 
Mitgliedstaaten des Buroparats im Rahmen 'von Strafver­
fahren erlaubt. Mindestens 20 Mitgliedstaaten sehen die 
Erhebung von DNA-Informationen und deren Speiche­
rung in nationalen Datenbanken oder anderen Speicher­
medien vor (Belgien, Dänemark, Deutschland, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, 4 Italien,5 Lett­
land, Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Österreich, 

4 Recht und Praxis in Irland richten sich derzeitig nach dem 
Criminal Justice (Forensic Evidence) Act 1990 (Gesetz von 1990 
über die Strafrechtspflege (Forensisches Beweismaterial]). Die 
Regierung hat einen neuen Gesetzesentwurf verabschiedet, um 
die Verwertung und Speicherung von DNA-Informationen in ei­
ner nationalen Datenbank auszuweiten. Der Gesetzesentwurf ist 
vom Parlament noch nicht verabschiedet worden. 

5 Das Gesetzesdekret vom 30. Oktober 2007 zur Errichtung ei­
ner nationalen DNA-Datenbank wurde von der italienischen Re­
gierung und vom Senat verabschiedet. Das Dekret lief jedoch 
schließlich ab, ohne dass es formell in ein Gesetz umgewandelt 
worden wäre, da in der Abfassung ein Fehler entdeckt wurde. 
Eine korrigierte Fassung des Dekrets wird für 2008 erwartet. 
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Polen, Spanien, Schweden, die Schweiz, Tschechien und 
Ungarn). Die Zahl dieser Staaten wächst ständig. 

46. In den meisten dieser Länder (einschließlich Bel­
gien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, 
Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Österreich, Po­
len, Spanien, Schweden und Ungarn) erfolgt die Erhebung 
von DNA-Informationen im Zusammenhang mit Strafver­
fahren nicht systematisch, sondern beschränkt sich auf be­
stimmte Umstände und/oder schwerere Straftaten, ins­
besondere solche, die mit Freiheitsstrafen von bestimmter 
Dauer bestraft werden. 

47. Das Vereinigte Königreich ist der einzige Mitglied­
staat, der ausdrücklich erlaubt, dass DNA-Profile und 
Zellproben von Personen aufbewahrt werden, die frei­
gesprochen wurden oder bezüglich derer das Strafverfah­
ren eingestellt wurde. Fünf Staaten (Belgien, Irland, Ita­
lien, Schweden und Ungarn) verlangen, dass solche Infor­
mationen bei einem Freispruch oder einer Einstellung des 
Strafverfahrens von Amts wegen vernichtet werden. In 
zehn anderen Staaten gilt, mit bestimmten eng begrenzten 
Ausnahmen, dieselbe allgemeine Regel. In Deutschland, 
Luxemburg und den Niederlanden dürfen solche Informa­
tionen gespeichert werden, wenn die betroffene Person 
weiterhin verdächtig ist oder in einem gesonderten Fall 
weitere Ermittlungen erforderlich sind; Österreich erlaubt 
die Speicherung, wenn die Gefahr besteht, dass der Ver­
dächtige eine schwere Straftat begehen wird, und für Polen 
gilt in Bezug auf bestimmte schwere Straftaten das Glei­
che; Norwegen und Spanien erlauben die Speicherung 
von Profilen, wenn der Angeklagte wegen fehlender 
Schuldfähigkeit freigesprochen wird; Finnland und Däne­
mark erlauben im Falle eines Freispruchs die Speicherung 
für ein Jahr bzw. 10 Jahre, die Schweiz nach Einstellung 
des Verfahrens die Speicherung für ein Jahr. In Frankreich 
dürfen DNA-Profile nach einem Freispruch oder einer 
Verfahrenseinstellung für 25 Jahre gespeichert werden; 
während dieser Frist kann der Staatsanwalt aus eigenem 
Antrieb oder aufgrund eines Ersuchens ihre frühere Lö­
schung anordnen, wenn die Speicherung zu Identifizie­
rungszwecken im Zusammenhang mit strafrechtlichen Er­
mittlungen nicht mehr erforderlich ist. Auch in Estland 
und Lettland scheint die Speicherung von DNA-Profilen 
verdächtiger Personen nach einem Freispruch noch für ei­
nen gewissen Zeitraum erlaubt zu sein. 

48. Die Speicherung der DNA-Profile verurteilter Per­
sonen ist im Allgemeinen für eine begrenzte Zeit nach der 
Verurteilung oder nach dem Tod des Verurteilten erlaubt. 
Das Vereinigte Königreich scheint also der einzige Mitglied­
staat zu sein, in dem die systematische und zeitlich nicht be­
grenzte Aufbewahrung sowohl von DNA-Profilen als auch 
von Proben verurteilter Personen ausdrücklich erlaubt ist. 

49. In den meisten Mitgliedstaaten sind Verfahren vorgese­
hen, durch die vor Datenschutzgremien und/oder Gerichten 
gegen Entscheidungen, durch die eine Entnahme von Zell­
proben oder eine Speicherung von Proben oder DNA-Pro­
filen angeordnet wird, Beschwerde erhoben werden kann. 

c. Europäische Union 
50. Die Richtlinie 95/46/EG vom 24. Oktober 1995 zum 

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr be­
sagt, dass die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über 
die Verarbeitung personenbezogener Daten zum Ziel ha­
ben, insbesondere das in Art. 8 der Europäischen Men­
schenrechtskonvention und in den allgemeinen Grundsät­
zen des Gemeinschaftsrechts anerkannte Recht auf Privat­
sphäre zu gewährleisten. Die Richtlinie führt eine Reihe 
von Grundsätzen auf, mit denen die in der Datenschutz­
konvention des Buroparats enthaltenen Grundsätze kon­
kretisiert und erweitert werden. Sie erlaubt den Mitglied-

staaten, Rechtsvorschriften zu erlassen, welche die in der 
Richtlinie vorgesehenen Pflichten und Rechte beschrän­
ken, wenn eine solche Beschränkung eine insbesondere 
zur Verhütung, Ermittlung, Feststellung und Verfolgung 
von Straftaten erforderliche Maßnahme darstellt (Art. 13). 

51. Der Prümer Vertrag über die Vertiefung der grenz­
überschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Be­
kämpfung des Terrorismus, der grenzüberschreitenden 
Kriminalität und der illegalen Migration, der von mehre­
ren Mitgliedstaaten der Europäischen Union am 27. Mai 
2005 unterzeichnet wurde, enthält Regelungen über die 
Weitergabe von Fingerabdruck- und DNA-Daten an an­
dere Vertragsparteien und den automatischen Abgleich 
solcher Daten mit den Datensätzen in deren einschlägigen 
Datenbanken. Der Vertrag sieht u.a. Folgendes vor: 

"Artikel 35 - Zweckbindung 

2 .... Die Datei führende Vertragspartei darf die[ ... ) übermit­
telten Daten ausschließlich verarbeiten, soweit dies 7.ur Durch­
ftihrung des Abgleichs, 7.Ur automatisierten Beantwortung der 
Anfrage oder 7.Ur Protokollierung [ ... ] erforderlich ist. Nach 
Beendigung des Datenabgleichs oder nach der automatisierten 
Beantwortung der Anfrage werden die übermittelten Daten un· 
vel7.üglich gelöscht, soweit nicht die Weiterverarbeitung 7.U den 
[ ... ]genannten Zwecken erforderlich ist." 

52. Art. 34 gewährleistet ein Datenschutzniveau, das zu­
mindest dem entspricht, das sich aus dem Datenschutz­
übereinkommen ergibt, und verpflichtet die Vertragspar­
teien, die Empfehlung Nr. R (87) 15 des Ministerkomilees 
des Buroparats zu beachten. 

53. Der Rahmenbeschluss des Rates vom 24. Juni 2008 
über den Schutz personenbezogener Daten, die im Rah­
men der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen verarbeitet werden, sieht u.a. Folgendes vor: 

"ArtikelS 
Festlcgung von Löschungs· und Prüffristen 

Für die Löschung von personenbe7.ogenen Daten oder eine re­
gelmäßige Überprüfung der Notwendigkeit ihrer Speicherung 
sind angemessene Fristen vo!7.usehcn. Durch verfahrensrecht­
liche Vorkehrungen ist sicherzustellen, dass diese Fristen cinge· 
halten werden." 

D. Rechtsprechung in anderen Gerichtsbarkeifen 
54. In der Rechtssache R v. RC ([2005] 3 S.C.R. 99, 2005 

SCC 61] prüfte das Oberste Gericht Kanadas (Supreme 
Court of Canada) die Frage der Speicherung der DNA­
Probe eines jugendlichen Ersttäters in der nationalen Da­
tenbank. Das Gericht bestätigte die Entscheidung des Tat­
richters, der im Lichte der Grundsätze und Ziele der Be­
stimmungen des Jugendstrafrechts festgestellt hatte, dass 
die Folgen einer DNA-Speicherung grob unverhältnis­
mäßig wären. Richter Fish stellte in seinem Votum Folgen­
des fest: 

"Von größerem Belang sind jedoch die Folgen, welc_he 
eine Anordnung für die Interessen des Betroffenen hm­
sichtlich der Achtung seiner informationellen Privat­
sphäre hätte. In R. v. Plant, [1993) 3 S.C.R. 281, auf 
Seite 293, stellte das Gericht fest, dass § 8 der kana­
dischen Charta der Rechte und Freiheiten den ,biogra­
phischen Kernbereich ~er ~rsonen~ezogenen Inform~­
tionen, den Personen m emer freien und demokrati­
schen Gesellschaft bewahren und kontrollieren wollen, 
vor einer Weitergabe an den Staat' schütze. Die DNA 
einer Person enthält ,das höchste Niveau personenbezo­
gener und privater Informationen': S.A.B., Ziff. 48. Im 
Gegensatz zu einem Fingerabdruck ist es möglich, ihr 
die intimsten Details des biologischen Bauplans einer 
Person zu entnehmen. . . . Die Entnahme und Auf­
bewahrung einer DNA-Probe ist keine triviale Angele­
genheiten und stellt ohne ein zwingendes öffentliches 
Interesse einen schweren Eingriff in das Recht des Be­
troffenen auf Achtung seiner persönlichen und informa­
tioneilen Privatsphäre dar." 
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E. Das UN-Übereinkommen von 1989 über die Rechte 
des Kindes 

55. Art. 40 der UN-Konvention vom 20. November 1989 
über die Rechte des Kindes beinhaltet das Recht jedes 
Kindes, das der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, 
beschuldigt oder überführt wird, in einer Weise behandelt 
zu werden, die das Gefühl des Kindes für die eigene 
Würde und den eigenen Wert fördert, seine Achtung vor 
den Menschenrechten und Grundfreiheiten anderer stärkt 
und das Alter des Kindes sowie die Notwendigkeit berück­
sichtigt, seine soziale Wiedereingliederung sowie die Über­
nahme einer konstruktiven Rolle in der Gesellschaft durch 
das Kind zu fördern. 

IV. Stellungnahmen Dritter 

56. Der National Council for Civil Liherties ("Liherty") 
legte Gerichtsurteile und wissenschaftliche Materialien vor, 
in denen u.a. der hochsensible Charakter von Zellproben 
und DNA-Profilen sowie die Auswirkungen ihrer behördli­
chen Speicherung auf das Privatleben betont wurden. 

57. Privacy international nahm auf bestimmte vom Eu­
roparat erstellte Kernregeln und -prinzipien des Daten­
schutzes Bezug und betonte deren große Bedeutung für 
die Auslegung des in Art. 8 der Konvention verankerten 
Grundsatzes der VerhältnismäßigkeiL Betont wurden ins­
besondere die "strengen Fristen", die in der Empfehlung 
Nr. R (92) 1 für die Speicherung von Zellproben und 
DNA-Profilcn empfohlen wurden. Darüber hinaus wies 
Privacy International darauf hin, dass bestimmte Bevölke­
rungsgruppen, insbesondere Jugendliche, in der nationalen 
DNA-Datcnbank des Vereinigten Königreiches überreprä­
sentiert seien und eine solche Situation zu mangelnder 
Fairness führen könne. Auch die Verwendung von Daten 
zur Verwandtschaftsanalyse und zu weitergehenden For­
schungszwecken gebe Anlass zur Sorge. Privacy Interna­
tional stellte auch eine Zusammenfassung von Vergleichs­
daten zum Recht und zur Praxis der DNA-Speicherung in 
verschiedenen Ländern zur Verfügung und betonte, dass es 
diesbezüglich viele Einschränkungen und Garantien gebe. 

Entscheidungsgründe: 

I. Behauptete Verletzung von Art. 8 der Konvention 

58. Gestützt auf Art. 8 der Konvention rügten die Bf. die 
Speicherung ihrer Fingerabdrücke, Zellproben und DNA­
Profile nach § 64 (lA) des Gesetzes von 1984 über polizei­
liche Beweismittel und Beweismittel in Strafverfahren 
(PACE-Gesetz). Art. 8lautet, soweit maßgeblich, wie folgt: 

"1. Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- ( ... )Ie­
bens ... 
2. Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur ein­
greifen, soweit der Eingriff gesetzlich vorgesehen und in einer 
demokratischen Gesellschaft notwendig ist .. . zur Aufrecht­
erhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Straftaten ... " 

A. Vorliegen eines Eingriffs in das Privatleben 

59. Der Gerichtshof wird zunächst prüfen, ob die behördli­
che Speicherung der Fingerabdrücke, DNA-Profile und Zell­
proben der Bf. einen Eingriff in ihr Privatleben darstellt. 

]. Die Stellungnahmen der Parteien 

a) Die Bf 
60. Die Bf. brachten vor, dass die Speicherung ihrer Finger­

abdrücke, Zellproben und DNA-Profile einen Eingriff in ihr 
Recht auf Achtung ihres Privatlebens darstelle, da die Spei­
cherung maßgeblich mit ihrer persönlichen Identität verbun­
den sei und personenbezogene Informationen beträfe, bezüg­
lich derer sie das Verfügungsrecht hätten. Sie erinnerten da­
ran, dass die ursprüngliche Gewinnung. solcher Bioinforma­
tionen nach ständiger Rechtsprechung eme Frage nach Art. 8 

aufwerfe und ihre Aufbewahrungaufgrund der Fülle privater 
Informationen, die anderen dann auf Dauer zur Verfügung 
gestellt würden und daher nicht mehr unter der Verfügungs­
gewalt des Betroffenen stünden, noch umstrittener sei. Sie 
wiesen insbesondere auf das soziale Stigma und die psycho­
logischen Auswirkungen hin, die in Kinder betreffenden Fäl­
len mit einer solchen Aufbewahrung verbunden seien, was 
den Eingriff in das Recht auf Privatleben in Bezug auf den 
ersten Bf. noch gravierender mache. 

61. Sie vertraten die Auffassung, dass die Rechtspre­
chung der Konventionsorgane, ebenso wie die kürzlich er­
gangene innerstaatliche Entscheidung des Information Tri­
bunal (Chief Constables of West Yorkshire, South York­
shire and North Wales Police v. the Information Commis­
sioner, [2005] UK IT EA 2005 0010 (12. Oktober 2005), 
173), dieses Vorbringen stütze. Die letztgenannte Entschei­
dung nehme auf die Rede von Baroness Haie of Riebmond 
im Hause of Lords (s.o. Ziff. 25) Bezug und folge bei der 
Entscheidung über eine ähnliche, die Anwendung von 
Art. 8 auf die Speicherung von Verurteilungsdaten betref­
fende Frage im Wesentlichen ihren Feststellungen. 

62. Sie betonten weiterhin, dass die Aufbewahrung von 
Zellproben mit einem noch größeren Eingriff in die 
Rechte nach Art. 8 verbunden sei, da diese die vollständi­
gen genetischen Informationen über eine Person enthiel­
ten, einschließlich genetischer Informationen über ihre 
Verwandten. Es sei nicht von Bedeutung, ob die Informa­
tionen tatsächlich aus den Proben gewonnen würden oder 
in einem bestimmten Fall ein Schaden verursacht werde, 
denn eine Person habe ein Recht darauf, dass sichergestellt 
sei, dass solche Informationen, die grundsätzlich ihr gehör­
ten, privat blieben und nicht ohne ihre Einwilligung weiter­
gegeben oder zugänglich gemacht würden. 

b) Die Regierung 

63. Die Regierung erkannte an, dass Fingerabdrücke, 
DNA-Profile und Proben in den Händen von Personen, 
welche die Betroffenen identifizieren könnten, "personen­
bezogene Daten" im Sinne des Datenschutzgesetzes seien. 
Sie war jedoch der Auffassung, dass die bloße Aufbewah­
rung von Fingerabdrücken, DNA-Profilen und Proben für 
die nach § 64 PACE-Gesetz zulässige eingeschränkte Ver­
wendung nicht unter das Recht auf Achtung des Privat­
lebens nach Art. 8 Abs. 1 der Konvention falle. Im Unter­
schied zur ursprünglichen Gewinnung dieser Daten stelle 
ihre Aufbewahrung keinen Eingriff in die physische und 
psychische Unversehrtheit der Betroffenen dar und ver­
letze auch nicht ihr Recht auf persönliche Entwicklung, 
ihr Recht, Beziehungen zu anderen Menschen einzugehen 
und zu entwickeln, oder ihre Recht auf Selbstbestimmung. 

64. Die Regierung brachte vor, dass die wirklichen Sor­
gen der Bf. die Furcht vor einer künftigen Verwendung ge­
speicherter Proben, vor künftigen Methoden der Analyse 
des DNA-Materials und vor möglichen Eingriffen in das 
Privatleben mittels aktiver Überwachung beträfen. Sie be­
tonte in diesem Zusammenhang, dass das erlaubte Maß 
der Verwendung des Materials durch die Gesetzesvor­
schriften, die technologischen Verfahren der Erstellung 
der DNA-Profile und die Art des extrahierten DNA-Pro­
fils ausdrücklich und eindeutig begrenzt werde. 

65. Das Profil sei lediglich eine Reihe von Zahlen, die ein 
Mittel zur Identifizierung einer Person anband von Körper­
gewebe darstellten, und keine erheblichen tiefer gehenden In­
formationen über eine Person oder ihren Charakter enthiel­
ten. Die DNA-Datenbank sei eine Sammlung solcher Profile, 
die unter Verwendung von am Tatort gefundenem Material 
durchsucht werden könne, und eine Person könne nur identi­
fiziert werden, wenn und soweit der Abgleich mit der Probe 
einen Treffer ergebe. Eine Verwandtschaftsanalyse aufgrund 
teilweiser Übereinstimmungen komme nur sehr selten vor 
und unterliege sehr strengen Kontrollen. Weder seien Finger-
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abdrücke, DNA-Profile und Proben anfällig für subjektive 
Auslegungen noch enthielten sie Infonnationen über die Ak­
tivitäten einer Person, weshalb nicht die Gefahr bestehe dass 
sie be.einflussten, wie eine Person wahrgenommen ~erde, 
oder sich auf ihr Ansehen auswirkten. Selbst wenn eine solche 
Aufbewahrung möglicherweise eine Frage nach Art. 8 Abs. 1 
aufwerfe, sei sie aufgrund der Tatsache, dass etwaige nachtei­
lige Folgen ihrer Art nach nur sehr begrenzt seien, nicht 
schwerwiegend genug, um einen Eingriff darzustellen. 

2. Würdigung durch den Gerichtshof 

a) Allgemeine Grundsätze 

66. Der Gerichtshof erinnert daran, dass der Begriff des 
"Privatlebens" weit gefasst und einer erschöpfenden Defi­
nition nicht zugänglich ist. Er umfasst die physische und 
psychische Unversehrtheit einer Person (siehe Pretty ./. 
Vereinigtes Königreich, Nr. 2346/02, Ziff. 61, ECHR 
2002-III = EuGRZ 2002, 234; und Y.F. ./. Türkei, 
Nr. 24209/94, Ziff. 33, ECHR 2003-IX) und kann daher 
zahlreiche Aspekte ihrer physischen und sozialen Identität 
betreffen (siehe Mikulic .!. Kroatien, Nr. 53176/99, Ziff. 53, 
ECHR 2002-1). Elemente wie beispielsweise die Identifizie­
rung des Geschlechts, der Name und die sexuelle Orientie­
rung sowie das Sexualleben fallen alle in den nach Art. 8 ge­
schützten persönlichen Bereich (siehe u.v.a. Bensaid .!. Ver­
einigtes Königreich, Nr. 44599/98, Ziff. 47, ECHR 2001-I mit 
weiteren Nachweisen, und Peck ./. Vereinigtes Königreich, 
Nr. 44647/98, Ziff. 57, ECHR 2003-1). Über den Namen 
hinaus kann das Privat- und Familienleben einer Person 
noch weitere Mittel der persönlichen Identifizierung und 
Verbindung zu einer Familie umfassen (siehe sinngemäß 
Burghartz .1. Schweiz, 22. Februar 1994, Ziff. 24, Series A 
no. 280-B; und Onal Tekeli .1. Türkei, Nr. 29865/96, Ziff. 42, 
ECHR 2004-X (Auszüge)). Informationen über die Ge­
sundheit des Betroffenen sind ein wichtiges Element des 
Privatlebens (siehe Z. .!. Finnland, 25. Februar 1997, 
Ziff. 71, Reports of Judgments and Decisions 1997-I). Der 
Gerichtshof ist darüber hinaus der Auffassung, dass die eth­
nische Identität einer Person als ein weiteres solches Ele­
ment angesehen werden muss (siehe insbesondere Art. 6 
der Datenschutzkonvention, wie in Ziff. 41 zitiert, der per­
sonenbezogene Daten, die die rassische Herkunft erkennen 
lassen, zusammen mit anderen sensiblen Informationen 
über eine Person als besondere Datenkategorie auflistet). 
Art. 8 schützt zusätzlich das Recht auf persönliche Entwick­
lung und das Recht, Beziehungen zu anderen Menschen 
und zur Außenwelt zu knüpfen und zu entwickeln (siehe 
beispielsweise Burghartz, a.a.O., Stellungnahme der Kom­
mission, S. 37, Ziff. 47; und Fried/.1. Osterreich, Urteil vom 
31. Januar 1995, Series A no. 305-B, Stellungnahme der 
Kommission, S. 20, Ziff. 45). Der Begriff des Privatlebens 
schließt darüber hinaus auch Elemente ein, die das Recht 
einer Person an ihrem Bild betreffen (Sciacca ./. Italien, 
Nr. 50774/99, Ziff. 29, ECHR 2005-I). 

67. Bereits die Speicherung von Daten, die das Privatle­
ben einer Person betreffen, stellt einen Eingriff i.S.v. Art. 8 
dar (siehe Leander .!. Schweden, 26. März 1987, Ziff. 48, 
Series A no. 116). Die nachfolgende Verwendung der ge­
speicherten Informationen ist für diese Feststellung uner­
heblich (Amann .!. Schweiz [GK], Nr. 27798/95, Ziff. 69, 
ECHR 2000-II = HRLJ 2000, 221). Bei der Entscheidung 
darüber, ob die von den Behörden gespeicherten per­
sonenbezogenen Informationen einen der oben erwähnten 
Aspekte des Privatlebens betreffen, wird der Gerichtshof 
den spezifischen Kontext, in dem die fraglichen Informa­
tionen aufgezeichnet und gespeichert worden sind, die 
Art der Aufzeichnungen, die Art der Verwendung und 
Verarbeitung dieser Aufzeichnungen und die Ergebnisse, 
die erlangt werden können, angemessen berücksichtigen 
(siehe sinngemäß Friedl, a.a.O, Ziff. 49-51, und Peck .1. 
Vereinigtes Königreich, a.a.O., Ziff. 59). 

b) Anwendung dieser Grundsätze auf die vorliegende 
Rechtssache 

68. Der Gerichtshof stellt zu Beginn fest, dass alle drei Ka­
tegorien personenbezogener Infonnationen, die von den Be­
hörden in den vorliegenden Rechtssachen gespeichert wur­
den, d.h. Fingerabdrücke, DNA-Profile und Zellproben, per­
sonenbezogene Daten i.S.d. Datenschutzkonvention darstel­
len, da sie sich auf bestimmte oder bestimmbare natürliche 
Personen beziehen. Die Regierung erkannte an, dass alle 
drei Kategorien in den Händen der Personen, die den Betrof­
fenen identifizieren können, "personenbezogene Daten" im 
Sinne des Datenschutzgesetzes von 1998 sind. 

69. Die Konventionsorgane haben Fragen, welche die 
behördliche Speicherung personenbezogener Daten im 
Zusammenhang mit Strafverfahren betreffen, bereits in 
verschiedenen Zusammenhängen geprüft. Was Art und 
Umfang der in jeder dieser drei Datenkategorien enthalte­
nen Informationen betrifft, hat der Gerichtshof in der Ver­
gangenheit zwischen der Speicherung von FingerahdrU­
cken und der Speicherung von Zellproben und DNA-Pro­
filen unterschieden, da die in letzteren enthaltenen pcr­
sonenbezogenen lnfonnationen ein größeres Potential 
hinsichtlich ihrer klinftigen Verwendung bergen (siehe 
Van der Velden ./. Niederlande (Entsch.), Nr. 29514/05, 
ECHR 2006- ... ).Der Gerichtshof hiilt es flir angemessen, 
die Frage des Eingriffs in das Recht der Bf. auf Achtung 
ihres Privatlebens auf Grund der Speicherung ihrer Zell­
proben und DNA-Profile getrennt von der Frage des Ein­
griffs in dieses Recht auf Grund der Speicherung ihrer Fin­
gerabdrücke zu prüfe11. 

i. Zellproben und DNA-Profile 

70. In der Rechtssache Van der Velden war der Ge­
richtshof der Auffassung, dass die systematische Auf­
bewahrung von Zellmaterial angesichts der denkbaren 
Möglichkeiten der künftigen Verwendung dieses Materials 
so einschneidend sei, dass sie einen Eingriff in das Recht 
auf Privatleben darstelle (siehe Van der Velden, a.a.O.). 
Die Regierung kritisierte diese Schlussfolgerung, weil sie 
Vermutungen über die theoretische künftige Verwendung 
dieser Proben anstelle und ein solcher Eingriff gegenwärtig 
nicht vorliege. 

71. Der Gerichtshof ist weiterhin der Auffassung, dass 
die Besorgnis eines Betroffenen bezüglich der möglichen 
künftigen Verwendung privater, von den Behörden gespei­
cherter Informationen legitim und im Hinblick auf die Klä­
rung der Frage eines möglichen Eingriffs erheblich ist. In 
der Tat kann der Gerichtshof im Hinblick auf die rasante 
Entwicklung im Bereich der Genetik und Informations­
technologie die Möglichkeit nicht ausschließen, dass die 
mit genetischen Infonnationen im Zusammenhang stehen­
den Interessen des Privatlebens auf neuartige Weise oder 
auf eine Art, die heute nicht genau vorweggenommen wer­
den kann, beeinträchtigt werden könnten. Daher sieht der 
Gerichtshof keinen hinreichenden Grund, von seiner Beur­
teilung in der Rechtssache V an der Velden abzuweichen. 

72. Die legitimen Bedenken hinsichtlich der denkbaren 
künftigen Verwendung von Zellmaterial stellen jedoch 
nicht den einzigen Faktor dar, der bei der Entscheidung 
der vorliegenden Rechtssache zu berücksichtigen ist. Der 
Gerichtshof stellt fest, dass die Zellproben nicht nur einen 
in hohem Maße persönlichen Charakter haben, sondern 
darüber hinaus auch zahlreiche sensible Informationen 
über eine Person enthalten, wozu auch Informationen 
über ihre Gesundheit gehören. Darüber hinaus enthalten 
die Proben einen einzigartigen genetischen Code, der so­
wohl für die betroffene Person als auch für ihre Verwand­
ten von großer Bedeutung ist. Diesbezüglich stimmt der 
Gerichtshof der von Baroness Haie im House of Lords ge­
äußerten Auffassung zu (s.o. Ziff. 25). 
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73. Angesichts der Art und Menge der in Zellproben 
enthaltenen personenbezogenen Informationen muss de­
ren Aufbewahrung per se als Eingriff in das Recht der Be­
troffenen auf Achtung ihres Privatlebens angesehen wer­
den. Die Tatsache, dass nur ein begrenzter Teil dieser In­
formationen bei der Erstellung des DNA-Profils tatsäch­
lich extrahiert oder verwendet wird und im Einzelfall ein 
unmittelbarer Schaden nicht entsteht, ändert an dieser 
Schlussfolgerung nichts (siehe Amann, a.a.O., Ziff. 69). 

74. Was die DNA-Profile selbst angeht, stellt der Ge­
richtshof fest, dass die Menge der Informationen, die in 
ihr enthalten ist, begrenzter ist und in kodierter Form aus 
den Zellproben extrahiert wurde. Die Regierung brachte 
vor, ein DNA-Profil sei nicht mehr als eine Zahlenreihe 
oder qin Strichcode, der rein objektive, unwiderlegbare In­
formationen enthalte, und eine Identifizierung erfolge nur 
bei einer Übereinstimmung mit einem anderen in der Da­
tenbank gespeicherten Profil. Sie brachte auch vor, dass 
die Informationen, da sie in codierter Form vorlägen, nur 
mit Hilfe der Computertechnologie verständlich seien und 
daher nur eine begrenzte Zahl von Personen in der Lage 
sei, die in Rede stehenden Daten auszuwerten. 

75. Der Gerichtshof stellt dennoch fest, dass die Profile be­
trächtliche Mengen einzigartiger personenbezogener Daten 
enthalten. Die in den Profilen enthaltenen Informationen 
mögen in dem von der Regierung vorgebrachten Sinne als 
objektiv und unwiderlegbar anzusehen sein, jedoch erlaubt 
es ihre automatisierte Verarbeitung den Behörden, über eine 
neutrale Identifizierung weit hinauszugehen. Der Gerichtshof 
stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die Regierung aner­
kannt hat, dass DNA-Profile im Hinblick auf die Feststellung 
eines möglichen genetischen Verwandtschaftsverhältnisses 
zwischen Personen zur Verwandtschaftsanalyse verwendet 
werden könnten und in einigen Fällen tatsächlich verwendet 
wurden. Sie erkannte auch an, dass diese Analyse sehr heikel 
sei und strengen Kontrollen unterliegen müsse. Nach Auffas­
sung des Gerichtshofs reicht die Tatsache, dass es möglich ist, 
anband von DNA-Profilen genetische Verwandtschaftsver­
hältnisse zwischen Personen festzustellen (s.o. Ziff. 39), für 
sich genommen aus, um daraus zu schließen, dass ihre Spei­
cherung einen Eingriff in das Recht der Betroffenen auf Ach­
tung ihres Privatlebens darstellt. Die Häufigkeit von Ver­
wandtschaftsanalysen, die daran geknüpften Garantien und 
die Wahrscheinlichkeit einer Beeinträchtigung im Einzelfall 
sind in dieser Hinsicht unerheblich (siehe Amann, a.a.O., 
Ziff. 69). An dieser Schlussfolgerung ändert auch die Tatsa­
che nichts, dass die Informationen, da sie nur in kodierter 
Form vorliegen, nur mit Hilfe der Computertechnologie ver­
ständlich sind und nur von einer begrenzten Anzahl von Per­
sonen ausgewertet werden können. 

76. Der Gerichtshof stellt weiterhin fest, dass die Regie­
rung nicht bestreitet, dass die Verarbeitung von DNA-Pro­
filen den Behörden ermöglicht, die wahrscheinliche eth­
nische Herkunft der Person, von der die DNA stammt, zu 
bestimmen, und solche Techniken bei polizeilichen Ermitt­
lungen tatsächlich angewandt werden (s.o. Ziff. 40). Die 
Möglichkeit, dass aus DNA-Profilen Schlüsse hinsichtlich 
der ethnischen Zugehörigkeit gezogen werden können, 
macht ihre Speicherung noch heikler und erhöht die Gefahr 
einer Beeinträchtigung des Rechts auf Privatleben. Diese 
Schlussfolgerung stimmt mit dem in der Datenschutzkon­
vention verankerten und im Datenschutzgesetz wider­
gespiegelten Grundsatz überein, denn in beiden Rechts­
instrumenten gehören personenbezogene Daten, die die ras­
sische Herkunft erkennen lassen, zusammen mit anderen 
sensiblen Informationen zu den besonderen, sensible Daten 
beinhaltenden Datenkategorien, die ein erhöhtes Schutz­
niveau erfordern (s.o. Ziff. 30 und 31 sowie 41). 

77. In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen ge­
langt der Gerichtshof zu dem Schluss, dass die Speicherung 
von Zellproben wie auch von DNA-Profilen i.S.v. Art. 8 

Abs. 1 der Konvention einen Eingriff in das Recht der Bf. 
auf Achtung ihres Privatlebens darstellt. 

ii. FingerabdrUcke 

78. Es ist unstreitig, dass Fingerabdrücke nicht so viele 
Informationen enthalten wie Zellproben oder DNA-Pro­
file. Die Frage eines durch ihre behördliche Speicherung 
verursachten angeblichen Eingriffs in das Recht auf Ach­
tung des Privatlebens ist von den Konventionsorganen be­
reits geprüft worden. 

79. Zuerst hat die Kommission in der Rechtssache 
McVeigh die Frage der Abnahme und Speicherung von 
Fingerabdrücken als Teil einer Reihe von Ermittlungsmaß­
nahmen geprüft. Sie hat anerkannt, dass zumindest einige 
der Maßnahmen einen Eingriff in das Privatleben der Bf. 
erkennen ließen, jedoch die Frage offen gelassen, ob die 
Speicherung der Fingerabdrücke für sich genommen einen 
solchen Eingriff darstellt (McVeigh, O'Neill und Evans, 
Nr. 8022/77, 8025/77 und 8027/77, Bericht der Kommission 
vom 18. März 1981, DR 25, S. 15, Ziff. 224). 

80. In der Rechtssache Kinnunen gelangte die Kommis­
sion zu der Auffassung, dass Fingerabdrücke und Fotos, 
die nach Festnahme des Bf. gespeichert wurden, keinen 
Eingriff in sein Privatleben darstellten, da sie keine subjek­
tiven, eventuell zurückzuweisenden Einschätzungen ent­
hielten. Die Kommission stellte jedoch fest, dass die in 
Rede stehenden Daten auf Antrag des Bf. neun Jahre spä­
ter vernichtet wurden (Kinnunen ./. Finnland, Nr. 24950/94, 
Kommissionsentscheidung vom 15. Mai 1996). 

81. Unter Berücksichtigung dieser Feststellungen und der 
in der vorliegenden Rechtssache aufgeworfenen Fragen hält 
der Gerichtshof es für angebracht, diese Frage erneut zu 
prüfen. Er stellt zu Beginn fest, dass die Fingerabdrücke 
der Bf. personenbezogene Daten darstellen (s.o. Ziff. 68), 
die ganz ähnlich wie Lichtbilder oder Stimmproben gewisse 
äußerliche Identifizierungsmerkmale aufweisen. 

82. in der Rechtssache Friedl war die Kommission der Auf­
fassung, dass die Aufbewahrung anonymer, bei einer öffent­
lichen Demonstration aufgenommener Lichtbilder keinen 
Eingriff in das Recht auf Achtung des Privatlebens darstelle. 
Bei dieser Entscheidung maß sie der Tatsache, dass die be­
treffenden Fotos nicht in ein Datenverarbeitungssystem ein­
gegeben worden seien und die Behörden keine Schritte zur 
Identifizierung der fotografierten Personen mit den Mitteln 
der Datenverarbeitung unternommen hatten, besondere Be­
deutung bei (siehe Friedl, a.a.O., Ziff. 49-51). 

83. In der Rechtssache P. G. und J.H. war der Gerichts­
hof der Auffassung, dass die Aufzeichnung von Daten und 
der systematische oder dauerhafter Charakter der Auf­
zeichnung Anlass zu das Privatleben betreffenden Beden­
ken geben könnten, obwohl die in Rede stehenden Daten 
möglicherweise im öffentlichen oder sonstigen Bereich 
verfügbar gewesen sind. Der Gerichtshof stellte fest, dass 
eine dauerhafte Aufzeichnung der Stimme einer Person 
zu weiteren Analysen, wenn man sie im Zusammenhang 
mit anderen personenbezogenen Daten betrachte, unmit­
telbar für die Identifizierung dieser Person erheblich sei. 
Demzufolge betrachtete er die Aufzeichnung der Stimmen 
der Bf. zu einer solchen weiteren Analyse als einen Ein­
griff in ihr Recht auf Achtung ihres Privatlebens (siehe 
P.G. und J.H. .1. Vereinigtes Königreich, Nr. 44787/98, 
Ziff. 59-60, ECHR 2001-IX). 

84. Der Gerichtshof ist der Auffassung, dass die all­
gemeine Einstellung der Konventionsorgane in Bezug auf 
Fotos und Stimmproben auch in Bezug auf Fingerabdrü­
cke Anwendung finden sollte. Die Regierung brachte vor, 
dass letztere sich dadurch unterschieden, dass sie neutrale 
objektive und unwiderlegbare Materialien darstellten, die: 
im Gegensatz zu Fotos, für das ungeschulte Auge und 
ohne einen Vergleichsabdruck unverständlich seien. Diese 
Erwägung ist zwar zutreffend, ändert aber nichts an der 

----------------- -----
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Tatsache, dass Fingerabdrücke objektiv einzigartige Infor­
mationen über eine Person erhalten, die ihre genaue Iden­
tifizierung unter einer Vielzahl von Umständen ermögli­
chen. Daher sind sie geeignet, sich auf ihr Privatleben aus­
zuwirken, und eine Speicherung dieser Informationen 
ohne Einwilligung des Betroffenen kann nicht als neutral 
oder unerheblich angesehen werden. 

85. Der Gerichtshof ist daher der Auffassung, dass die 
Speicherung von Fingerabdrücken in behördlichen Regis­
tern im Zusammenhang mit einer bestimmten oder be­
stimmbaren Person trotz ihres objektiven und unwiderleg­
baren Charakters für sich genommen Anlass zu wichtigen 
Bedenken hinsichtlich des Privatlebens geben kann. 

86. In der vorliegenden Rechtssache stellt der Gerichts­
hof darüber hinaus fest, dass die Fingerabdrücke der Bf. 
zunächst in einem Strafverfahren genommen und dann 
mit dem Ziel einer dauerhaften Aufbewahrung und regel­
mäßigen automatisierten Verarbeitung zu erkennungs­
dienstlichen Zwecken in einer nationalen Datenbank ge­
speichert wurden. Diesbezüglich ist unbestritten, dass sich 
die Speicherung von Zellproben und DNA-Profilen, die 
mehr Informationen enthalten, stärker auf das Privatleben 
auswirkt als die Speicherung von Fingerabrücken. Jedoch 
ist der Gerichtshof, wie Baroness Haie (s.o. Ziff. 25) der 
Auffassung, dass die Speicherung von Fingerabdrücken ei­
nen Eingriff in das Recht auf Achtung des Privatlebens 
darstellt, auch wenn es im Hinblick auf die Prüfung der 
Rechtfertigung des Eingriffs möglicherweise erforderlich 
ist, zwischen der Abnahme, Verwendung und Speicherung 
von Fingerabdrücken einerseits und von Proben und Pro­
filen andererseits zu unterscheiden. 

B. Rechtfertigung des Eingriffs 
1. Die Stellungnahmen der Parteien 

a) Die Bf 

87. Die Bf. brachten vor, dass die Speicherung von Fin­
gerabdrücken, Zellproben und DNA-Profilen nach Art. 8 
Abs. 2 nicht gerechtfertigt sei. Die Regierung verfüge über 
eine sehr weitgehende Befugnis, die Proben und DNA-Pro­
file insbesondere zu "Zwecken der Verhütung oder Auf­
deckung von Straftaten", der" Untersuchung einer Straftat" 
oder der "Durchführung der Strafverfolgung" zu verwen­
den. Diese Zwecke seien vage und missbrauchsanfällig, da 
sie insbesondere auch zur Erhebung detaillierter personen-

. bezogener Information führen könnten, die nicht unmittel­
bar mit den Ermittlungen in einer bestimmten Strafsache 
im Zusammenhang stünden. Die Bf. brachten weiter vor, 
dass die prozessualen Garantien gegen eine falsche oder 
missbräuchliche Verwendung der Informationen unzurei­
chend seien. Die im PNC gespeicherten Daten [s.o. Ziff. 33] 
seien nicht nur der Polizei zugänglich, sondern auch 56 
nichtpolizeilichen Stellen, zu denen Regierungsbehörden· 
und -ministerien, private Firmengruppen wie die British 
Telecom und der Verband britischer Versicherungsunter­
nehmen und sogar bestimmte Arbeitgeber gehörten. Darü­
ber hinaus sei der PNC an das europaweite "Schengener In­
formationssystem" angebunden. Folglich betreffe ihr Fall 
einen sehr erheblichen und strittigen Eingriff in das Recht 
auf Privatleben, was insbesondere anband der laufenden öf­
fentliche Diskussion und der im Vereinigten Königreich be­
stehenden Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich dieses 
Themas deutlich werde. Entgegen der Behauptung der Re­
gierung kamen die Bf. zu dem Schluss, dass die Aufbewah­
rung dieses Materials für den Einzelnen sehr bedenklich sei 
und der Staat in diesem Bereich nur über einen engen Beur­
teilungsspielraum verfüge. 

88. Die Bf. brachten vor, dass die zeitlich unbegrenzte 
Speicherung von Fingerabdrücken, Zellproben und DNA­
Profilen nicht verurteilter Personen nicht als "in einer de­
mokratischen Gesellschaft notwendig" zur Verhütung von 

Straftaten angesehen werden könne. Insbesondere gebe es 
weder irgendeine Rechtfertigung für die Aufbewahrung 
von Zellproben nach der ursprünglichen Erstellung des 
DNA-Profils noch sei die Wirksamkeit der Speicherung 
der Profile überzeugend nachgewiesen worden, denn es 
sei nicht aufgezeigt worden, dass die hohe Trefferzahl bei 
DNA-Abgleichen, auf die sich die Regierung berufe, zu er­
folgreichen Strafverfolgungen geführt habe. Ebenso sei die 
erfolgreiche Strafverfolgung in den meisten der von der 
Regierung konkret angeführten Fällen nicht auf die Spei­
cherung der Daten im Register zurückzuführen gewesen, 
und in einigen Fällen hätte ein erfolgreiches Ergebnis 
auch mit einer zeitlich und umfänglich stärker begrenzten 
Speicherung erzielt werden können. 

89. Die Bf. brachten weiter vor, dass die Aufbewahrung 
unverhältnismäßig sei, da sie einen pauschalen Charakter ha­
be, der die Art der zugrundeliegenden Straftat nicht berück­
sichtige, von unbefristeter Dauer sei, die Lebensumstände 
der Bf. nicht berücksichtige und im Hinblick darauf, ob sie 
angeordnet werden solle oder nicht, keinem unabhängigen 
Entscheidungsprozess und keiner Kontrolle unterliege. Au­
ßerdem waren sie der Auffassung, dass die Regelung der 
Aufbewahrung nicht mit den entsprechenden Leitlinien des 
Europarals im Einklang stehe. Schließlich betonten sie, dass 
die Speicherung der Informationen einen Verdacht auf Per­
sonen lenke, die bezüglich einer Straftat freigesprochen 
oder entlastet worden seien. Die Speicherung führe daher 
zu einem Stigma, was sich, wie in der Rechtssache S., ins­
besondere auf Kinder und auf Angehörige bestimmter eth­
nischer Gruppen, die in der Datenbank unverhältnismäßig 
stark repräsentiert seien, nachteilig auswirke. 

b) Die Regierung 

90. Die Regierung brachte vor, dass jeder Eingriff, der 
sich aus der Speicherung von Fingerabdrücken, Zellproben 
und DNA-Profilen ergebe, nach Art. 8 Abs. 2 gerechtfer­
tigt sei. Er sei gesetzlich ausdrücklich vorgesehen und 
richte sich nach § 64 PACE-Gesetz, der die Befugnis zur 
Abnahme von Fingerabdrücken und Proben detailliert re­
gele und eindeutig besage, dass sie unabhängig vom Aus­
gang des Verfahrens, in dem sie genommen worden seien, 
behördlich gespeichert würden. Die Ermessensausübung 
hinsichtlich der Aufbewahrung von Fingerabdrücken und 
Proben unterliege darüber hinaus den üblichen Rechts­
grundsätzen für die Ermessensentscheidung und der ge-
richtlichen Überprüfung. •· 

91. Die Regierung brachte darüber hinaus vor, dass der 
Eingriff im Hinblick auf das legitime Ziel der Aufrechterhal­
tung der Ordnung und Verhütung von Straftaten und/oder 
den Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig 
und verhältnismäßig sei. Es sei von größter Bedeutung, dass 
die Strafverfolgungsbehörden bei der Verhütung, Unter­
suchung und Aufdeckung von Straftaten im Interesse der Ge­
sellschaft allgemein von allen verfügbaren Methoden der mo­
dernen Technologie und forensischen Wissenschaft Gebrauch 
machten. Sie brachte vor, dass das aufbewahrte Material bei 
der Bekämpfung von Kriminalität und Terrorismus sowie 
der Ermittlung von Schuldigen von unschätzbarem Wert sei, 
und belegte diese Auffassung mit Statistiken. Sie betonte, 
dass die Vorteile für die Strafrechtspflege enorm seien und 
nicht nur die Ermittlung der Schuldigen, sondern auch den 
Ausschluss von Unschuldigen und die Korrektur und Ver­
hütung von Justizirrtümern ermöglichten. 

92. Mit Stand vom 30. September 2005 enthielt die na­
tionale DNA-Datenbank 181.000 Profile von Personen, 
die vor den gesetzlichen Änderungen aus dem Jahre 2001 
das Recht gehabt hätten, diese Profile vernichten zu las­
sen. Von diesen seien 8.251 später mit Tatortspuren in Ver­
bindung gebracht worden, in denen es um 13.079 Strafta­
ten gegangen sei, zu denen 109 Morde, 55 versuchte Mor­
de, 116 Vergewaltigungen, 67 Sexualstraftaten, 105 Fälle 
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von schwerem Raub und 126 Fälle von Handel mit illega­
len Drogen gehört hätten. 

93. Die Regierung führte auch konkrete Beispiele aus 18 
Fällen an, bei denen DNA-Material zur erfolgreichen Er­
mittlung und Strafverfolgung verwendet worden sei. In zehn 
dieser Fälle habe das DNA-Profil von Verdächtigen mit in 
der Datenbank gespeicherten Profilen aus mit dem Fall nicht 
im Zusammenhang stehenden Tatortspuren übereinge­
stimmt, was eine erfolgreiche Strafverfolgung dieser älteren 
Straftaten ermöglicht habe. In einem anderen Fall seien 
zwei der Vergewaltigung verdächtige Personen von den Er­
mittlungen ausgenommen worden, da ihre DNA-Profile 
nicht mit den Tatortspuren übereinstimmten. In zwei wei­
teren Fällen habe die Speicherung der DNA-Profile von Ver­
diichtigen, die bestimmter geringfügiger Straftaten (Störung 
der Ordnung und Diebstahl) für schuldig befunden worden 
seien, dazu geführt, sie mit anderen, später begangenen 
Straftaten in Verbindung zu bringen. In einem Fall habe die 
Speicherung des DNA-Profils einer Person, die verdächtigt 
wurde, gegen Bestimmungen des Immigrationsgesetzes ver­
stoßen zu haben, dazu geführt, dass sie ein Jahr später an 
das Vereinigte Königreich ausgeliefert worden sei, da sie 
von einem ihrer Opfer als Vergewaltiger und Mörder identi­
fiziert worden sei. Schließlich hätten in vier Fällen die gespei­
cherten DNA-Profile von Personen, die bestimmter Strafta­
ten verdächtigt, aber nicht schuldig gesprochen worden seien 
(Besitz von Angriffswaffen, gewalttätige Störung der öffent­
lichen Ordnung und tätlicher Angriff), mit Tatortspuren 
übereingestimmt, die zwei Jahre später bei Vergewaltigungs­
opfern genommen worden seien. 

94. Die Regierung brachte vor, die Speicherung von Fin­
gerabdrücken, Zellproben und DNA-Profilen könne nicht 
als übermäßig angesehen werden, da diese zu bestimmten 
und begrenzten gesetzlichen Zwecken aufbewahrt und un­
ter Beachtung der angegebenen Schutzvorkehrungen si­
cher gespeichert würden. Ihre Speicherung sei weder an ir­
gendeinen Verdacht der Beteiligung der Bf. an einer Straf­
tat oder an eine Neigung zu Straftaten geknüpft noch 
darauf ausgerichtet, Informationen zu mutmaßlichen, in 
der Vergangenheit untersuchten Straftaten aufzubewah­
ren. Die Informationen würden aufbewahrt, weil sie sich 
bereits rechtmäßig in Besitz der Polizei befunden hätten 
und ihre Speicherung zur Verhinderung und Aufdeckung 
künftiger Straftaten allgemein beitragen werde, da die Da­
tenbank vergrößert werde. Die Aufbewahrung führe zu 
keinem Stigma 'bnd habe keine praktischen Auswirkungen 
auf die Bf., sofern die Daten nicht mit einem Tatortprofil 
übereinstimmten. Daher werde zwischen den Rechten des 
Einzelnen und den Erfordernissen des Gemeinwohls ein 
gerechter Ausgleich herbeigeführt, der innerhalb des staat­
lichen Beurteilungsspielraums liege. 

2. Würdigung durch den Gerichtshof 

a) Gesetzlich vorgesehen 

95. Der Gerichtshof weist auf seine ständige Spruchpraxis 
hin, nach der die Formulierung "gesetzlich vorgesehen" be­
deutet, dass die gerügte Maßnahme eine gewisse innerstaat­
liche Rechtsgrundlage haben und mit der Rechtsstaatlich­
keit, die in der Präambel der Konvention ausdrücklich er­
wähnt und in Ziel und Zweck von Art. 8 verankert ist, ver­
einbar sein muss. Die Rechtsvorschrift muss hinreichend 
zugänglich und vorhersehbar sein, d.h. sie muss so genau for­
muliert sein, dass der Einzelne- nötigenfalls mit entspre­
chender Beratung - sein Verhalten daran ausrichten kann. 
Damit das innerstaatliche Recht diesen Anforderungen ge­
nügt, muss es einen angemessenen Rechtsschutz gegen Will­
kür gewährleisten und daher den Umfang des den zuständi­
gen Behörden gewährten Spielraums und die Art und Wei­
se, in der dieser zu nutzen ist, hinreichend klar definieren 
(siehe Malone ./. Vereinigtes Königreich, 2. August 1984, 

-----------·---·--

Ziff. 66-68, Series A no. 82 = EuGRZ 1985, 17; Rotaru .!. Ru­
mänien [GK], Nr. 28341/95, Ziff. 55, ECHR 2000-V = HRU 
2000, 231; und Amann, a.a.O, Ziff. 56). 

96. Das Maß an Klarheit, das von den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften gefordert wird - die aber keinesfalls 
jede Eventualität regeln können - hängt in beträchtlichem 
Maße vom Inhalt des in Rede stehenden Instruments, vom 
Bereich, den es abdecken soll, sowie von der Zahl und vom 
Status derjenigen Personen ab, an die es gerichtet ist (Ha­
san und Chaush .!. Bulgarien [GK], Nr. 30985/96, Ziff. 84, 
ECHR 2000-XI, mit weiteren Nachweisen). 

97. Der Gerichtshof stellt fest, dass § 64 PACE-Gesetz vor­
sieht, dass Fingerabdrücke oder Proben, die von einer Person 
im Zusammenhang mit Ermittlungen in einer Strafsache ge­
nommen wurden, aufbewahrt werden dürfen, nachdem sie 
die Zwecke erfüllt haben, für die sie genommen wurden (s.o. 
Ziff. 27). Der Gerichtshof stimmt mit der Regierung dahin­
gehend überein, dass die Aufbewahrung der Fingerabdruck­
und DNA-Daten eine klare innerstaatliche Rechtsgrundlage 
hatte. Es gibt auch eindeutige Beweise dafür, dass diese Infor­
mationen, soweit nicht außergewöhnliche Umstände vorlie­
gen, in der Praxis aufbewahrt werden. Dass leitende Polizei­
beamte befugt sind, sie in diesen seltenen Fällen zu vernich­
ten, bedeutet nicht, dass die Rechtsvorschrüt aus Konventi­
onssicht nicht hinreichend verlässlich ist. 

98. Hinsichtlich der Bedingungen und Vorkehrungen für 
die Speicherung und Verwendung dieser personenbezogenen 
Information ist § 64 viel ungenauer. Er besagt, dass auf­
bewahrte Proben und Fingerabdrücke von niemandem zu an­
deren Zwecken verwendet werden dürfen als der Verhütung 
oder Aufdeckung von Straftaten, der Untersuchung einer 
Straftat oder der Durchführung der Strafverfolgung. 

99. Der Gerichtshof stimmt mit den Bf. dahingehend 
überein, dass zumindest der erste der genannten Zwecke 
ziemlich allgemein formuliert ist und zu umfangreichen In­
terpretationen Anlass geben kann. Er weist erneut darauf 
hin, dass es in diesem Zusammenhang, ebenso wie beim Ab­
hören von Telefongesprächen, bei der geheimen Über­
wachung und der verdeckten Gewinnung nachrichtendienst­
lieber Erkenntnisse, äußerst wichtig ist, über klare, detail­
lierte Regeln zum Umfang und zur Anwendung dieser Maß­
nahmen sowie über Mindestgarantien hinsichtlich u.a. der 
Dauer, Speicherung und Verwendung der Daten, des Zu­
gangs Dritter, der Verfahren zur Bewahrung der Unver­
sehrtheil und Vertraulichkeit der Daten und der Verfahren 
zu ihrer Vernichtung zu verfügen, um so hinreichende Ga­
rantien gegen Missbrauch und Willkür zu gewährleisten 
(siehe sinngemäß Kruslin .!. Frankreich, 24. April 1990, 
Ziff. 33 und 35, Series A no. 176-A= HRLJ 1990, 156; Rota­
ru, a.a.O., Ziff. 57-59; Weber und Saravia ./. Deutschland 
(Entsch.), Nr. 54934/00, ECHR 2006- ... ; Association for 
European Integration and Human Rights und Ekimdzhiev .1. 
Bulgarien, Nr. 62540/00, Ziff. 75-77, 28. Juni 2007; Liberty 
u.a . . /. Vereinigtes Königreich, Nr. 58243/00, Ziff. 62-63, 
1. Juli 2008). Der Gerichtshof stellt jedoch fest, dass diese 
Fragen im vorliegenden Fall eng mit der weitergehenden 
Frage nach der Notwendigkeit des Eingriffs in einer demo­
kratischen Gesellschaft verbunden sind. Im Hinblick auf 
seine Prüfung unter Ziff. 105-126 hält der Gerichtshof es 
nicht für erforderlich, darüber zu entscheiden, ob der Wort­
laut von § 64 die Anforderungen an die "Qualität" des "Ge­
setzes" i.S.v. Art. 8 Abs. 2 der Konvention erfüllt. 

b) Legitimes Ziel 

100. Der Gerichtshof stimmt mit der Regierung dahin­
gehend überein, dass die Aufbewahrung von Fingerabdruck­
und DNA-Informationen das rechtmäßige Ziel der Auf­
deckung und daher auch der Verhütung von Straftaten ver­
folgt. Während die ursprüngliche Erlangung dieser Informa­
tionen das Ziel verfolgt, eine Verbindung zwischen einer be­
stimmten Person und der Straftat, derer sie verdächtig ist, 
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h~rzustellen, verfolgt die Aufbewahrung das weiter gefasste 
Ztel, zur Identifizierung künftiger Straftäter beizutragen. 

c) Notwendig in einer demokratischen Gesellschaft 
i. Allgemeine Grundsätze 

101. Ein Eingriff ist als "in einer demokratischen Gesell­
schaft notwendig" zur Verfolgung eines rechtmäßigen 
Ziels anzusehen, wenn er "einem dringenden sozialen Be­
dürfnis" entspricht und, insbesondere, wenn er in Bezug 
auf das rechtmäßig verfolgte Ziel verhältnismäßig ist und 
wenn die von den nationalen Behörden zu seiner Rechtfer­
tigung vorgebrachten Gründe "zutreffend und ausrei­
chend" sind. Während es Aufgabe der nationalen Behör­
den ist, eine erste Bewertung all dieser Aspekte vorzuneh­
men, unterliegt die endgültige Bewertung der Frage, ob 
der Eingriff erforderlich i.~t, einer Überprüfung durch den 
Gerichtshof, welche die Ubereinstimmung mit den Erfor­
dernissen der Konvention zum Gegenstand hat (siehe Cos­
ter .!. Vereinigtes Königreich [GK), Nr. 24876/94, Ziff. 104, 
18. Januar 2001, mit weiteren Nachweisen). 

102. Bei dieser Beurteilung muss den zuständigen natio­
nalen Behörden ein Beurteilungsspielraum eingeräumt 
werden. Der Umfang dieses Spielraums ist unterschiedlich 
und hängt von einer Reihe von Faktoren ab, zu denen die 
Art des in Rede stehenden Konventionsrechts, seine Be­
deutung für den Betroffenen, die Art des Eingriffs und 
das mit dem Eingriff verfolgte Ziel gehören. Der Spiel­
raum wird in der Regel enger sein, wenn das in Rede ste­
hende Recht von entscheidender Bedeutung dafür ist, ob 
der Betroffene sehr persönliche oder wichtige Rechte ef­
fektiv wahrnehmen kann (siehe Connors ./. Vereinigtes Kö­
nigreich, Nr. 66746/01, Ziff. 82, 27. Mai 2004, mit weiteren 
Nachweisen). Geht es um einen besonders wichtigen 
Aspekt der Existenz oder Identität des Betroffenen, wird 
der dem Staat gewährte Spielraum eingeschränkt sein 
(siehe Evans ./. Vereinigtes Königreich [GK], Nr. 6339/05, 
Ziff. 77, ECHR 2007- ... )Wo es jedoch zwischen den Mit­
gliedstaaten des Buroparats keinen Konsens hinsichtlich 
der relativen Bedeutung der betroffenen Interessen oder 
ihres bestmöglichen Schutzes gibt, wird der Beurteilungs­
spielraum weiter gefasst sein (siehe Dicksan ./. Vereinigtes 
Königreich [GK], Nr. 44362/04, Ziff. 78, ECHR 2007- ... ). 

103. Der Schutz personenbezogener Daten ist von grund­
legender Bedeutung für das nach Art. 8 der Konvention ge­
schützte Recht einer Person auf Achtung ihres Privat- und 
Familienlebens. Das innerstaatliche Recht muss geeignete 
Schutzvorkehrungen vorsehen, die verhindern, dass per­
sonenbezogene Daten in einer Weise verwendet werden, die 
mit den Garantien nach diesem Artikel nicht vereinbar sind 
(siehe, sinngemäß, Z., a.a.O., Ziff. 95). Die Notwendigkeit 
solcher Vorkehrungen ist noch größer, wenn es um den 
Schutz personenbezogener Daten geht, die einer automati­
schen Verarbeitung unterliegen, insbesondere wenn diese 
Daten zu polizeilichen Zwecken genutzt werden. Das inner­
staatliche Recht sollte insbesondere sicherstellen, dass diese 
Daten für die Zwecke, zu denen sie gespeichert werden, er­
heblich sind und nicht darüber hinausgehen, und dass sie ins­
besondere in einer Form aufbewahrt werden, welche die 
Identifizierung der Betroffenen nur so lange erlaubt, wie 
dies für den Zweck, zu dem diese Daten gespeichert werden, 
erforderlich ist (siehe Art. 5 der Datenschutzkonvention und 
deren Präambel sowie den Grundsatz Nr. 7 der Empfehlung 
Nr. R(87)15 des Ministerkomitees zur Regelung der Verwen­
dung personenbezogener Daten im Polizeibereich). Das in­
nerstaatliche Recht muss auch angemessene Garantien gegen 
eine falsche oder missbräuchliche Verwendung aufbewahrter 
personenbezogener Daten vorsehen (siehe insbesondere 
Art. 7 der Datenschutzkonvention). Die vorstehenden Erwä­
gungen gelten besonders für den Schutz spezieller, sensiblere 
Daten beinhaltender Kategorien (siehe Art. 6 der Daten-

schutzkonvention) und dabei vor allem für den Schutz von 
DNA-Informationen, welche den genetischen Bauplan des 
Betroffenen enthalten, der für diesen selbst und für seine Fa­
milie von großer Bedeutung ist (siehe Empfehlung Nr. R(92)1 
des Ministerkomitees über die Anwendung der DNA-Ana­
lyse im Rahmen der Strafrechtspflege ). 

104. Das Interesse der Betroffenen und der gesamten 
Gemeinschaft am Schutz personenbezogener Daten, ein­
schließlich Fingerabdruck- und DNA-Informationen, 
kann vom legitimen Interesse der Verbrechensverhütung 
überwogen werden (siehe Art. 9 der Datenschutzkonven­
tion). Jedoch ist der Gerichtshofaufgrund des inhärent pri­
vaten Charakters dieser Informationen aufgefordert, jede 
staatliche Maßnahme, durch die ihre behördliche Auf­
bewahrung und Verwendung ohne Zustimmung der betrof­
fenen Person genehmigt wird, einer sorgfälligen Prüfung 
zu unterziehen (siehe sinngemäß, Z., a.a.O., Ziff. 96). 

ii. Anwendung dieser Grundslitze auf die vorliegende 
Rechtssache 

105. Der Gerichtshof hält es für unstrittig, dass die Ver­
brechensbekämpfung, und insbesondere die Bekiimpfung 
der organisierten Kriminalität und des Terrorismus- eine 
der Herausforderungen an die heutigen europäischen Ge­
sellschaften - in einem großen Maß von der Verwendung 
moderner wissenschaftlicher Ermittlungs- und Identifika­
tionstechniken abhängt. Die Techniken der DNA-Analyse 
wurden vor mehr als fünfzehn Jahren vom Europarat als 
vorteilhaft für die Strafrechtspflege angesehen (siehe 
Empfehlung R (92)1 des Ministerkomitees, Ziff. 43-44). 
Es ist auch unstrittig, dass die Mitgliedstaaten seither ra­
sche und deutliche Fortschritte bei der Verwendung von 
DNA-Informationen zur Bestimmung von Schuld oder 
Unschuld erzielt haben. 

106. Aber obwohl der Gerichtshof die Bedeutung sol­
cher Informationen für die Aufdeckung von Verbrechen 
anerkennt, muss er den Umfang seiner Prüfung festlegen. 
Es geht nicht darum, ob die Aufbewahrung von Finger­
abdrücken, Zellproben und DNA-Profilen im Allgemei­
nen als gerechtfertigt nach der Konvention anzusehen ist. 
Die einzige Frage, die vom Gerichtshof zu prüfen ist, ist 
die, ob die Speicherung der Fingerabdruck- und DNA-Da­
ten der Bf., als Personen, die bestimmter Straftaten ver­
dächtig, aber nicht schuldig gesprochen wurden, nach 
Art. 8 Abs. 2 der Konvention gerechtfertigt war. 

107. Der Gerichtshof wird diese Frage unter angemesse­
ner Berücksichtigung der einschlägigen Instrumente des 
Europarals sowie des Rechts und der Praxis der anderen 
Vertragsstaaten prüfen. Die Kernprinzipien des Daten­
schutzes erfordern, dass die Aufbewahrung der Daten in 
Bezug auf den Zweck ihrer Erhebung verhältnismäßig 
sein muss, und dass die Speicherdauer befristet sein muss 
(~.0. Ziff. 41-44). Es scheint, dass diese Grundsätze, in 
Ubereinstimmung mit der Datenschutzkonvention und 
den nachfolgenden Empfehlungen des Ministerkomitees 
(s.o. Ziff. 45-49), im Polizeibereich von den Mitgliedstaa­
ten konsequent angewandt wurden. 

108. Was speziell die Zellproben angeht, erlauben die 
meisten Vertragsstaaten die Abnahme dieses Materials in 
Strafverfahren nur bei Personen, die einer Straftat ober­
halb einer bestimmten Schweregrenze verdächtig sind. In 
der überwiegenden Zahl von Vertragsstaaten, die über 
funktionierende DNA-Datenbanken verfügen, müssen die 
Proben und die daraus gewonnenen DNA-Profile entwe­
der sofort oder innerhalb eines bestimmten begrenzten 
Zeitraums nach einem Freispruch oder einer Verfahrens­
einstellung vernichtet oder gelöscht werden. Einige Ver­
tragsstaaten sehen eine begrenzte Zahl von Ausnahmen 
von diesem Grundsatz vor (s.o. Ziff. 47-48). 

109. Die aktuelle Position Schottlands, als Teil des Ver­
einigten Königreichs, ist in dieser Hinsicht von besonderer 
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Bedeutung. Wie oben festgestellt (s.o. Ziff. 36), sprach sich 
das Schottische Parlament dafür aus, die Aufbewahrung 
der DNA unverurteilter Personen nur in den Fällen zuzu­
lassen, in denen Erwachsenen Gewalt- oder Sexualstrafta­
ten zur Last gelegt wurden, und auch dann nur für drei 
Jahre, mit der Möglichkeit, die DNA-Probe und -Informa­
tionen mit Zustimmung eines Richters am Sheriff Court 
für weitere zwei Jahre zu speichern. 

110. Diese Position steht insbesondere mit der Empfeh­
lung des Ministerkomitees Nr. R(92)1 im Einklang, die be­
tont, das ein Ansatz erforderlich ist, der zwischen verschie­
denen Fallkategorien unterscheidet und, auch in schwereren 
Fällen, streng definierte Speicherfristen für Daten vorsieht 
(s.o. Ziff. 43-44). Vor diesem Hintergrund scheinen Eng­
land, Wales und Nordirland innerhalb des Buroparats die 
einzigen Jurisdiktionen zu sein, welche die unbegrenzte 
Speicherung von Fingerabdruck- und DNA-Material jeder 
einer eintragungsfähigen Straftat verdächtigten Person er­
lauben. 

111. Die Regierung betonte, dass das Vereinigte König­
reich hinsichtlich der Entwicklungen bei der Verwendung 
von DNA-Proben zur Aufdeckung von Straftaten eine 
Spitzenposition einnehme und andere Staaten in Bezug 
auf die Größe und Ressourcen von DNA-Datenbanken 
noch nicht dieselbe Reife erlangt hätten. Sie bringt vor, 
dass die vergleichende Analyse des Rechts und der Praxis 
in anderen Staaten, die nicht über so fortschrittliche Sys­
teme verfOgten, daher von begrenzter Bedeutung sei. 

112. Der Gerichtshof kann jedoch nicht außer Acht las­
sen, dass sich andere Vertragsstaaten trotz der Vorteile, die 
eine umfassende Erweiterung der DNA-Datenbank bietet, 
im Hinblick auf die Erzielung eines angemessenen Aus­
gleichs mit den gegensät1..Jichen Belangen der Achtung des 
Privatlebens filr eine Begrenzung der Aufbewahrung und 
Verwendung solcher Daten entschieden haben. Der Ge­
richtshof stellt fest, dass der nach Art. 8 der Konvention ge­
währte Schutz in nicht akzeptabler Weise geschwächt wür­
de, wenn die Verwendung moderner wissenschaftlicher 
Techniken in der Strafrechtspflege um jeden Preis zugelas­
sen würde, ohne die möglichen Vorteile der umfassenden 
Venvendung solcher Techniken sorgfältig mit den wichtigen 
Belangen des Privatlebens abzuwägen. Nach Auffassung des 
Gerichtshofs ist der starke Konsens, der zwischen den Ver­
tragsstaaten diesbezüglich herrscht, von beträchtlicher Be­
deutung und engt den Beurteilungsspielraum des betroffe­
nen Staats bei der Beurteilung der zulässigen Grenzen des 
Eingriffs in das Privatleben ein. Der Gerichtshof ist der Auf­
fassung, dass jeder Staat, der eine Pionierrolle bei der Ent­
wicklung neuer Technologien in Anspruch nimmt, eine be­
sondere Verantwortung für die Herstellung des richtigen 
Ausgleichs der entsprechenden Interessen trägt. 

113. Im vorliegenden Fall wurden von den Bf. Finger­
abdrücke und Zellproben genommen, im Falle des ersten 
Bf. im Zusammenhang mit einem Strafverfahren wegen 
versuchten Raubes und im Falle des zweiten Bf. im Zu­
sammenhang mit einem Strafverfahren wegen Belästigung 
seiner Lebensgefährtin, und es wurden DNA-Profile er­
stellt. Die Daten wurden auf der Grundlage von Gesetzen 
aufbewahrt, die ihre unbegrenzte Aufbewahrungtrotz des 
Freispruchs des ersten Bf. und der Einstellung des Verfah­
rens gegen den zweiten Bf. erlaubten. 

114. Der Gerichtshof muss prüfen, ob sich die dauer­
hafte Aufbewahrung von Fingerabdruck- und DNA-Daten 
von verdächtigen, aber nicht verurteilten Personen auf zu­
treffende und hinreichende Gründe stützt. 

115. Obwohl die Befugnis zur Aufbewahrung von Fin­
gerabdrücken, Zellproben und DNA-Profilen nicht ver­
urteilter Personen in England und Wales erst seit 2001 zu­
lässig ist, bringt die Regierung vor, dass ihre Aufbewah­
rung für die Verbrechensbekämpfung unerlässlich sei. Ge­
wiss erscheinen die statistischen Daten und anderen 

Belege, die dem House of Lords vorgelegt wurden und 
T7il des von ~er Regierung vorgelegten Materials sind (s.o. 
Z1ff. 92) beemdruckend und lassen erkennen, dass DNA­
Profile, die zuvor vernichtet worden wären, in einer gro­
ßen Zahl von Fällen mit Tatortspuren übereinstimmten. 

116. Die Bf. bringen jedoch vor, dass die Statistiken irre­
führend seien, und vertreten damit eine Auffassung, die 
durch den Nuffield-Bericht gestützt wird. Wie die Bf. vor­
bringen, trifft es zu, dass die Zahlen nicht belegen, inwieweit 
diese "Verbindung" zu Tatorten zu Verurteilungen der Be­
troffenen geführt hat oder wie viele Verurteilungen auf die 
Aufbewahrung von Proben nicht verurteilter Personen zu­
rückzuführen sind. Sie zeigen auch nicht auf, dass die hohe 
Zahl erfolgreicher Übereinstimmungen mit Tatortspuren 
nur aufgrund der unbegrenzten Aufbewahrung der DNA­
Informationen all dieser Personen möglich war. Gleichzeitig 
führten die DNA-Informationen Verdächtiger in der Mehr­
zahl der von der Regierung angeführten Fälle (s.o. Ziff. 93) 
nur in Bezug auf frühere, in d~r Datenbank gespeicherte 
T.atortspuren zu erfolgreichen Ubereinstimmungen. Diese 
Ubereinstimmungen hätten jedoch auch ohne die aktuelle 
Regelung erzielt werden können, welche die unbegrenzte 
Aufbewahrung von D NA-Informationen aller verdächtigen, 
aber nicht verurteilten Personen erlaubt. 

117. Obwohl weder die Statistiken noch die von der Re­
gierung vorgebrachten Beispiele für sich genommen bele­
gen, dass die erfolgreiche Identifizierung und strafrecht­
liche Verfolgung von Straftätern nicht auch ohne die dau­
erhafte und unterschiedslose Aufbewahrung der Finger­
abdrücke und DNA-Informationen aller sich in derselben 
Lage wie die Bf. befindlichen Personen hätte erzielt wer­
den können, erkennt der Gerichtshof an, dass die Erweite­
rung der Datenbank dennoch zu der Aufdeckung und Ver­
hütung von Straftaten beigetragen hat. 

118. Es bleibt jedoch die Frage, ob eine solche Auf­
bewahrung verhältnismäßig ist und einen gerechten Aus­
gleich zwischen den widerstreitenden öffentlichen und pri­
vaten Belangen herstellt. 

119. Diesbezüglich fällt dem Gerichtshof auf, dass die in 
England und Wales existierenden Aufbewahrungsbefug­
nisse einen sehr pauschalen und unterschiedslosen Charak­
ter haben. Das Material darf ungeachtet der Art oder 
Schwere der Straftat, derer der Betroffene ursprünglich 
verdächtigt wurde, oder des Alters des mutmaßlichen 
Straftäters aufbewahrt werden, und jeder Person, die im 
Zusammenhang mit einer eintragungsfähigen Straftat -
wozu auch geringfügige oder nicht mit Freiheitsstrafe zu 
ahndende Straftaten gehören - festgenommen wurde, dür­
fen Fingerabdrücke und Zellproben abgenommen werden. 
Die Aufbewahrung ist zeitlich nicht begrenzt; das Material 
wird ungeachtet der Art oder Schwere der Straftat, derer 
der Betroffene verdächtig war, unbegrenzt aufbewahrt. 
Darüber hinaus hat eine freigesprochene Person nur be­
grenzte Möglichkeiten, die Daten aus der nationalen Da­
tenbank entfernen bzw. das Material vernichten zu lassen 
(s.o. Ziff. 35), da es insbesondere nicht vorgesehen ist, die 
Rechtfertigung der Speicherung anband bestimmter Krite­
rien wie der Schwere der Straftat, früherer Festnahmen, 
der Schwere des gegen den Betroffenen bestehenden Ver­
dachts sowie anderer besonderer Umstände einer unab­
hängigen Prüfung zu unterziehen. 

120. Der Gerichtshof erkennt an, dass das Niveau des 
Eingriffs in das Recht der Bf. auf Achtung des Privatlebens 
für jede der drei Kategorien aufbewahrter personenbezoge­
ner Daten vers~hieden sein kann. Die Aufbewahrung von 
Zellproben stellt wegen der Fülle der darin enthaltenen ge­
netischen und gesundheitlichen Informationen einen beson­
ders einschneidenden Eingriff dar. Jedoch ist bei einer der­
art pauschalen und unbefristeten Aufbewahrungsregelung 
wie der hier in Rede stehenden ungeachtet dieser Unter­
schiede eine sorgfältige Prüfung erforderlich. 
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. 121. Die Regierung bringt vor, die Aufbewahrung könne 
mcht als Maßnahme angesehen werden, die sich unmittel­
bar oder wesentlich auf die Bf. auswirke, es sei denn, diese 
würden aufgrund von Datenbanktreffern später mit der 
Begehung von Straftaten in Verbindung gebracht. Der Ge­
richt_shof sieht sich außerstande, dieses Argument zu ak­
zeptieren, und erklärt erneut, dass bereits die behördliche 
Aufbewahrung und Speicherung personenbezogener Da­
ten ungeachtet der Art ihrer Erlangung und unabhängig 
von einer späteren Verwendung als Maßnahme anzusehen 
ist, die sich unmittelbar auf die Belange des Privatlebens 
des Betroffenen auswirkt (s.o. Ziff. 67). 

122. Von besonderer Bedeutung ist in dem vorliegenden 
Fall das Risiko der Stigmatisierung, das sich daraus ergibt, 
dass Personen in derselben Lage wie die Bf., die keiner 
Straftat schuldig gesprochen wurden und für die das Recht 
auf Unschuldsvermutung gilt, genauso behandelt werden 
wie verurteilte Personen. Diesbezüglich muss der Gerichts­
hof berücksichtigen, dass das in der Konvention ver­
ankerte Recht jeder Person auf Beachtung der Unschulds­
vermutung die allgemeine Regel beinhaltet, dass kein 
Zweifel hinsichtlieb der Unschuld eines Angeklagten 
mehr geäußert werden darf, wenn dieser freigesprochen 
wurde (siehe Asan Rushiti ./. Osterreich, Nr. 28389/95, 
Ziff. 31, 21. März 2000, mit weiteren Nachweisen). Es trifft 
zu, dass die Aufbewahrung der privaten Daten der Bf. 
nicht mit einer Verdachtsäußerung gleichgesetzt werden 
kann. Deren Wahrnehmung, sie würden nicht als unschul­
dig behandelt, wird jedoch noch dadurch verstärkt, dass 
ihre Daten ebenso wie die Daten verurteilter Personen un­
begrenzt aufbewahrt werden, während die Daten von Per­
sonen, die niemals einer Straftat verdächtig waren, ver­
nichtet werden müssen. 

123. Die Regierung bringt vor, die Befugnis zur Auf­
bewahrung sei auf alle Fingerabdrücke und Proben an­
wendbar, die einer Person im Zusammenhang mit Ermitt­
lungen in einer Strafsache abgenommen worden seien, und 
hänge nicht von Schuld oder Unschuld ab. Sie bringt wei­
terhin vor, dass die Fingerabdrücke und Proben recht­
mäßig erlangt worden seien und ihre Aufbewahrung nichts 
damit zu tun habe, dass die Betroffenen ursprünglich einer 
Straftat verdächtigt worden seien, und dass der einzige 
Grund für ihre Aufbewahrung darin bestehe, die Daten­
bank zu vergrößern und ihre Nutzung zu erhöhen. Der Ge­
richtshof ist jedoch der Auffassung, dass dieses Argument 
nur schwer mit der Verpflichtung nach § 64 (3) PACE-Ge­
setz in Einklang zu bringen ist, nach der die Fingerabdrü­
cke und Proben von Freiwilligen auf deren Antrag hin zu 
vernichten sind, obwohl das Material im Hinblick auf die 
Ausweitung des Umfangs und der Nutzung der Datenbank 
von ähnlichem Wert ist. Bevor der Gerichtshof eine solch 
unterschiedliche Behandlung zwischen den privaten Daten 
der Bf. und denen anderer nicht verurteilter Personen für 
gerechtfertigt erachten könnte, müsste die Regierung ge­
wichtige Gründe vorbringen. · 

124. Der Gerichtshof ist weiterhin der Auffassung, dass 
die Aufbewahrung der Daten nicht verurteilter Personen 
besonders bei Minderjährigen wie dem ersten Bf. schädlich 
sein könnte, da diese sich in einer besonderen Situation be­
finden und ihre Entwicklung und Integration in die Gesell­
schaft besonders wichtig ist. Unter Bezugnahme auf Art. 40 
des UN-Übereinkommens von 1989 über die Rechte des 
Kindes hat der Gerichtshof bereits betont, dass Minderjäh­
rige im Bereich der Strafjustiz eine besondere Rolle ein­
nehmen, und insbesondere festgestellt, dass ihre Privat­
sphäre in Strafverfahren geschützt werden muss (siehe 
T . . /. Vereinigtes Königreich [GK], Nr. 24724/94, Ziff. 75 
und 85, 16. Dezember 1999). Der Gerichtshof ist gleicher­
maßen der Auffassung, dass dem Schutz Jugendlicher vor 
Schäden, die sich aus der behördlichen Speicherung ihrer 
privaten Daten nach einem Freispruch in einer Strafsache 

ergeben könnten, besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
werden sollte. Der Gerichtshof teilt die Auffassung des 
Nuffield Council hinsichtlich der Folgen, welche die unbe­
grenzte Speicherung ihres DNA-Materials für Jugendliche 
hat, und ist wie der Nuffield Council besorgt darüber, dass 
die angewandten Regeln dazu geführt haben, dass junge 
Personen und Angehörige ethnischer Minderheiten, die 
keiner Straftat schuldig gesprochen wurden, in der Daten­
bank überrepräsentiert sind (s.o. Ziff. 38-40). 

125. Im Ergebnis stellt der Gerichtshof fest, dass die pau­
schale und unterschiedslose Befugnis zur Aufbewahrung 
von Fingerabdrücken, Zellproben und DNA-Profilen ver­
dächtiger, aber keiner Straftat schuldig gesprochener Per­
sonen, wie sie auf die Bf. in der vorliegenden Rechtssache 
angewandt wurde, keinen gerechten Ausgleich zwischen 
den widerstreitenden öffentlichen und privaten Belangen er­
zielt, und der betroffene Staat diesbezüglich jeden akzepta­
blen Beurteilungsspielraum überschritten hat. Daher stellt 
die in Rede stehende Aufbewahrung einen unverhältnis­
mäßigen Eingriff in das Recht der Bf. auf Achtung ihres Pri­
vatlebens dar und kann nicht als in einer demokratischen 
Gesellschaft notwendig angesehen werden. Aufgrund dieser 
Schlussfolgerung erübrigt sich, dass der Gerichtshof die 
Rüge der Bf. hinsichtlich der Angemessenheil bestimmter 
Schutzvorkehrungen, wie ein zu weit gefasster Zugang zu 
den betreffenden personenbezogenen Daten und ein unzu­
reichender Schutz gegen die falsche oder missbräuchliche 
Verwendung solcher Daten, prüft. 

126. Folglich ist Art. 8 der Konvention im vorliegenden 
Fall verletzt worden. 

11. Behauptete Verletzung von Art. 14 i.V.m. Art. 8 der 
Konvention 

127. Die Bf. brachten vor, sie seien gegenüber anderen 
Personen, die sich in einer analogen Situation befunden 
hätten und deren Proben gemäß der gesetzlichen Regelung 
noch zu vernichten gewesen seien, einer diskriminierenden 
Behandlung unterzogen worden. Diese Behandlung be­
ziehe sich auf ihren Status und falle in den Bereich von 
Art. 14, der immer großzügig ausgelegt worden sei. Aus 
den in ihren Vorbringen nach Art. 8 dargelegten Gründen 
sei die Behandlung vernünftigerweise und objektiv nicht 
zu rechtfertigen, verfolge kein legitimes Ziel und stehe in 
keinem angemessenen Verhältnis zum vorgegebenen Ziel 
der Verhütung von Straftaten, was insbesondere für die 
Proben gelte, die bei der Aufdeckung oder Verhütung von 
Straftaten keine Rolle spielten. Durch die Aufbewahrung 
des Materials von Personen, die ein Recht auf Beachtung 
der Unschuldsvermutung hätten, werde eine völlig unpas­
sende und schädliche Unterscheidung vorgenommen. 

128. Die Regierung brachte vor, dass Art. 8 nicht betroffen 
und daher Art. 14 der Konvention nicht anwendbar sei. Selbst 
wenn er anwendbar sein sollte, läge keine Ungleichbehand­
lung vor, da alle Personen, die sich in einer Situation befän­
den, die mit der der Bf. vergleichbar sei, gleich behandelt 
würden, und die Bf. sich nicht mit Personen vergleichen soll­
ten, von denen die Polizei keine Proben genommen habe 
oder die freiwillig Proben abgegeben hätten. Eine gerügte 
eventuelle Ungleichbehandlung beruhe jedenfalls nicht auf 
dem "Status" oder einem persönlichen Merkmal, sondern 
auf einer historischen Tatsache. Wenn eine Ungleichbehand­
lung vorliege, sei sie objektiv gerechtfertigt und liege inner­
halb des staatlichen Beurteilungsspielraums. 

129. Der Gerichtshof nimmt auf seine vorangehende 
SchlussfolgerWig Bezug, nach der die Aufbewahrung der Fin­
gerabdrücke, Zellproben und DNA-Profile der Bf. eine Ver­
letzung von Art. 8 der Konvention darstellt. Im Lichte der 
Begründung, auf welche diese Schlussfolgerung zurückgeht, 
hält der Gerichtshof es nicht für erforderlich, die Rüge der 
Bf. nach Art. 14 der Konvention gesondert zu prüfen. 

-
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111. Anwendung von Art. 41 der Konvention 

130. Art. 41 der Konvention lautet: 
.,Stellt der Gerichtshof fest, dass diese Konvention oder die 
Protokolle dazu verletzt worden sind, und gestattet das inner­
staatliche Recht der Hohen Vertragspartei nur eine unvollkom­
mene Wiedergutmachung für die Folgen dieser Verletzung, so 
spricht der Gerichtshof der verletzten Partei eine gerechte Ent­
schädigung zu, wenn dies notwendig ist." 

131. Die Bf. ersuchten den Gerichtshof, ihnen eine ge­
rechte Entschädigung für immateriellen Schaden sowie 
Kosten und Auslagen zuzusprechen. 

A. Immaterieller Schaden 

132. Die Bf. erhoben Anspruch auf Entschädigung für 
immateriellen Schaden in Höhe von jeweils 5.000 ! wegen 
des Leids und der Angst, die durch das Wissen entstanden 
seien, dass der Staat in nicht zu rechtfertigender Weise in­
time Informationen über sie aufbewahrt habe, sowie für 
die Angst und die Belastung, die dadurch entstanden seien, 
dass sie die Angelegenheit gerichtlich verfolgen mussten. 

133. Die Regierung brachte unter Bezugnahme auf die 
Rechtsprechung des Gerichtshofs (insbesondere Amann /. 
Schweiz, a.a.O.) vor, dass die Feststellung der Verletzung per 
se bereits eine gerechte Entschädigung der Bf. darstelle, und 
unterschied den vorliegenden Fall von den Fällen, in denen 
eine Verletzungaufgrund der Verwendung oder der Offenle­
gung der personenbezogenen Infonnationen festgestellt wor­
den sei (insbesondere Rotaru .1. Rumiinien, a.a.O.). 

134. Der Gerichtshof erinnert daran, dass er festgestellt 
hat, dass die Aufbewahrung der Fingerabdrücke und DNA­
Infonnationcn der Bf. ihre Rechte nach Art. 8 verletzt. Nach 
Art. 46 der Konvention wird der betroffene Staat unter Über­
wachung durch das Ministerkomitee geeignete allgemeine 
bzw. individuelle Maßnahmen zu treffen haben, um das 
Recht der Bf. und anderer Personen in vergleichbarer Lage 
auf Achtung ihres Privatlebens zu schützen (siehe Scozzari 
und Giunta .!. Italien [GKJ, Nr. 39221/98 und 41963/98, 
Ziff. 249, ECHR 2000-VIII, und Christine Goodwin ./. Ver­
einigte,\· Königreich, Nr.28957/95, Ziff. 120, ECHR 2002-VI 
= HRU 2002, 72). Unter diesen Umständen ist der Gerichts­
hof der Auffassung, dass die Feststellung einer Verletzung, 
mit den sich für die Zukunft ergebenden Folgen, diesbezüg­
lich als hinreichende gerechte Entschädigung angesehen wer­
den kann. Der Gerichtshof weist die Forderung der Bf. nach 
immaterieller Entschädigung daher zuri.ick. 

B. Kosten und Auslagen 

135. Die Bf. ersuchten den Gerichtshof auch, ihnen 
52.066,25 ! [ca. 70.562,- Euro] für Kosten und Auslagen 
vor dem Gerichtshof zuzusprechen und legten zur Begrün­
dung ihrer Forderung detaillierte Unterlagen vor. Dazu ge­
hörten die Kosten des Solidtors (15.083,12 f) und die Ge­
bühren für drei Rechtsanwälte (21.267,50 f, 2.937,50 f. und 
12.778,13 f). Folgende Stundensätze wurden zugrunde ge­
legt: Vom Solicitor der Bf.140! (ab Juni 2007 auf 183 f an­
gehoben) und von den drei Anwälten 150 f., 250 f und 125 f. 

136. Die Regierung sah die Forderung der Bf. als völlig un­
angemessen an. Sie brachte insbesondere vor, dass die von 
den Anwälten erhobenen Sätze zu hoch seien und auf höchs­
tens zwei Drittel des geforderten Betrags reduziert werden 
sollten. Sie brachte auch vor, dass in Bezug auf die Entschei­
dung der Bf., in einer späten Phase des Verfahrens noch einen 
vierten Anwalt zu beauftragen, keine Entschädigung zuge­
sprochen werden sollte, da dies zu Doppelarbeit geführt ha­
be. Die Regierung brachte vor, dass eine Kostenerstattung 
auf den Betrag auf 15.000 f. beschränkt werden, keinesfalls 
aber den Betrag von 20.000 f überschreiten sollte. 

137. Der Gerichtshof weist erneut darauf hin, dass nach 
Art. 41 der Konvention nur die Kosten erstattet werden 

können, bezüglich derer festgestellt wurde, dass sie tat­
sächlich und notwendigerweise entstanden sind und der 
Höhe nach angemessen waren (siehe u.v.a. Roche .1. Ver­
einigtes Königreich [GK], Nr. 32555/96, Ziff. 182, ECHR 
2005-X}. 

138. Einerseits waren die vorliegenden Beschwerden 
ziemlich komplex, da sie in einer Kammer und in der Gro­
ßen Kammer geprüft werden mussten, was mehrere Run­
den von Stellungnahmen und eine mündliche Verhandlung 
umfasste. Die Beschwerde warf auch wichtige Rechts- und 
Grundsatzfragen auf, die einen großen Arbeitsaufwand er­
forderten. Insbesondere waren eine vertiefte Auseinander­
setzung mit der aktuellen Diskussion über die Frage der 
Aufbewahrung von Fingerabdruck- und DNA-Informatio­
nen im Vereinigten Königreich sowie eine umfassende Ver­
gleichsstudie des Rechts und der Praxis in anderen Ver­
tragsstaaten sowie der einschlägigen Texte und Doku­
mente des Europarats erforderlich. 

139. Andererseits ist der Gerichtshof der Auffassung 
dass die geforderte Gesamtsumme von 52.066,25 .f unange~ 
messen hoch ist. Insbesondere stimmt der Gerichtshof mit 
der Regierung dahingehend überein, dass die Bestellung 
des vierten Anwalts in dem späten Verfahrensstadium zu 
einer gewissen Arbeitsverdopplung geführt haben könnte. 

140. Der Gerichtshof setzt die Summe nach Billigkeit 
und im Lichte seiner in vergleichbaren Fällen geübten 
Praxis fest und spricht den Betrag von 42.000,- Euro für 
Kosten und Auslagen zu, abzüglich der 2.613,07 Euro, die 
vom Europarat bereits als Verfahrenskostenhilfe gezahlt 
wurden. 

C. Verzugszinsen 

141. Der Gerichtshof hält es für angemessen, für die Be­
rechnung der Verzugszinsen den Spitzenrefinanzierungs­
satz der Europäischen Zentralbank zuzüglich 3 Prozent­
punkten zugrunde zu legen. 

Aus diesen GriiDden entscheidet der Gerichtshof einstimmig 
wie folgt: 

1. Art. 8 der Konvention ist verletzt worden. 
2. Es ist nicht erforderlich, die Rüge nach Art. 14 der 

Konvention gesondert zu prüfen. 
3. Die Feststellung einer Verletzung stellt bereits per se 

eine hinreichende gerechte Entschädigung für den von den 
Bf. erlittenen immateriellen Schaden dar. 

4. 
a) Der betroffene Staat hat den Bf. binnen drei Mona­

ten 42.000,- Euro für Kosten und Auslagen zu zahlen (ein­
schließlich der den Bf. gegebenenfalls zu berechnenden 
Steuern), umgerechnet in Pfund Sterling zu dem am Alls­
zahlungstag geltenden Kurs, abzüglich der 2.613,07 Euro, 
welche die Bf. bereits im Wege der Verfahrenskostenhilfe 
erbalten haben. 

b) Nach Ablauf der vorgenannten Frist von drei Monaten 
bis zur Auszahlung fallen für den oben genannten Betrag 
einfache Zinsen in Höhe eines Zinssatzes an, der dem Spit­
zenrefinanzierungssatz der Europäischen Zentralbank im 
Verzugsz<:.itraum zuzüglich drei Prozentpunkten entspricht. 

5. Im Ubrigen weist der Gerichtshof die Forderung der 
Bf. nach gerechter Entschädigung zurück. 

An der Entscheidung wirkten mit die Richter: Costa (Franzose), 
Präsident; Rozakis (Grieche), Bratza (Brite), Lorenzen (Däne), Tul­
kens (Belgierin), Casadevall (Andorraner), Bonello (Malteser), Bir­
san (Rumäne), Vajic (Kroatin), Kovler (Russe), Pavlovschi (Molda­
we), Myjer (Niederländer), Jociene (Litauerin), Sikuta (Slowake) 
Villiger (Schweizer, gewählt aufVorschlag Liechtensteins), Hirvelil 
(Finnin), Bianku (Albaner) sowie stv. Kanzler O'Boyle 
Verfahrensdauer: innerstaatlich: 3 J.; in Straßburg: 4 J., 4 M. 


